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Flucht vor Krieg und Gewalt
Hunderttausende Kinder werden jährlich zu 
Flüchtlingen. Der äthiopische Journalist Qaabata 
Boru hat selbst im Flüchtlingslager gelebt. Er 
blickt nach Ostafrika und in die USA.  SEITE 20

Am Rande der Gesellschaft
In Burundi werden Kinderrechte häufig verletzt. 
Große Probleme sind Menschenhandel und 
Zwangsarbeit, wie Mireille Kanyange berichtet, 
die dort als Radio-Journalistin tätig ist. SEITE 22

Gewalt gegen Kinder in Westafrika
Mariame Racine Sow erfuhr als Kind im Senegal 
Genitalverstümmelung. Wie sie sich in Deutsch-
land dagegen engagiert, erzählt sie im Interview 
mit E+Z/D+C-Redakteurin Sabine Balk. Medien-
wissenschaftler Karim Okanla berichtet aus 
Benin, wo die Armut von Familien zur Ausbeu-
tung von Kindern führt.   SEITEN 24, 26

Wo und wann Kinderarbeit erlaubt ist
In Bangladesch schuften Kinder schwer. Weshalb 
Arbeiten dort schon ab 14 Jahren legal ist, erklärt 
Jura-Professor Ridwanul Hoque. SEITE 27

Ein schlimmes Land für Mädchen
Traditionen zählen in Pakistan oft mehr als 
Gesetze. Die Entwicklungsexpertin Mahwish Gul 
beleuchtet die Folgen für junge Frauen.  SEITE 28

Wählen schon mit 16 Jahren
Viele lateinamerikanische Staaten haben Jugend-
wahlrecht. Markus Kaltenborn und Anna Pichl 
von der Ruhr-Universität Bochum erläutern in 
Kooperation mit Heike Kuhn vom Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung die Hintergründe.  SEITE 30

Klimaschutz ist ein Kinderrecht
Junge Leute protestieren und klagen Klimaschutz 
gerichtlich ein. Martina Dase von Save the Child-
ren Deutschland berichtet über juristischen Akti-
vismus weltweit.  SEITE 32

Kinder an der Waffe
Kindersoldaten werden alle Grundrechte vorent-
halten. Wie ihnen zu helfen ist, zeigt Dirk Bathe 
vom Kinderhilfswerk World Vision. SEITE 34



Was in Afghanistan schieflief
Die USA und Alliierten seien gescheitert, weil sie 
nie eine stimmige Strategie für State-Building 
entwickelt hätten, argumentiert der Politikprofes-
sor Paul D. Miller. Im Gespräch mit E+Z/D+C-
Chefredakteur Hans Dembowski benennt er drei 
entscheidende Fehler von George W. Bush und 
Barack Obama.  SEITE 12

Schattenseiten des Online-Unterrichts
Angesichts der Pandemie setzten viele Schulen 
und Universitäten weltweit auf digitalen Unter-
richt. In Indien stelle das junge Frauen vor große 
Herausforderungen, erklärt Ipsita Sapra vom Tata 
Institute of Social Sciences in Hyderabad. Ein 
Grund ist, dass viele Familien ihre Töchter 
zuhause nicht in Ruhe studieren lassen.  SEITE 10

Magazin

Debatte

Finanzschub für Entwicklungsländer
Der Internationale Währungsfonds (IWF, im Bild 
Direktorin Kristalina Georgieva) gewährt erhebli-
che Finanzspritzen zur Bekämpfung der Covid-
19-Pandemie. Reiche Länder bekommen anteilig 
mehr Mittel. Sie sollten einen Teil davon armen 
Ländern zur Verfügung stellen, argumentiert 
Kathrin Berensmann vom Deutschen Institut für 
Entwicklungspolitik (DIE). SEITE 15

Verstoß gegen Kinderrechte 
In früheren Zeiten galten Kinder als nicht vollwertige Menschen und Besitztum 
der Eltern. Seit dem 20. Jahrhundert hat sich die Sicht komplett verändert und 
moderne Gesellschaften sind zu der Erkenntnis gelangt, dass Kinder Individu-
en mit eigenen Rechten sind. Mädchen und Jungen haben das Recht auf freie 
Entfaltung, Bildung, Gesundheitsversorgung, soziales Wohlergehen und Mitbe-
stimmung. Dieses universelle Prinzip wurde durch die Kinderrechtskonvention 
(Convention on the Rights of the Child) juristisch untermauert, die die UN-Voll-
versammlung 1989 verabschiedet hat. Bis auf einen einzigen Staat – die USA – 
haben alle Mitgliedsstaaten die Konvention ratifiziert. Sie ist das wichtigste in-
ternationale Menschenrechtsinstrument für Kinder.

Ob diese Kinderrechte umgesetzt werden, steht auf einem ganz anderen 
Blatt. Dies ist in vielen Ländern sehr unterschiedlich. Ein Problem ist, dass es 
oft an Kontrolle mangelt und Verstöße gegen die Konvention, selbst wenn sie 
aufgedeckt werden, ohne rechtliche Folgen bleiben.

Dabei sticht ins Auge, dass eine Verletzung von Kinderrechten in vielen 
Fällen mit Armut einhergeht – sowohl in Ländern mit niedrigem als auch sol-
chen mit hohem Einkommen. In vielen Entwicklungsländern ist es für arme 
Familien unerlässlich, dass Kinder auch durch schwere körperliche Arbeit zum 
Familieneinkommen beitragen. Auch die Verletzung von körperlicher und geis-
tiger Unversehrtheit durch Frühverheiratung, Zwangsprostitution oder Verskla-
vung von Mädchen und Jungen rührt aus prekären Verhältnissen. Die Familien 
verdienen oft so wenig, dass sie nicht alle Kinder ernähren und versorgen kön-
nen, und sehen oft keine andere Chance, als ihre Töchter bereits im Kindesalter 
zu verheiraten oder ihre Söhne als Arbeitssklaven zu verkaufen.

Auch das Recht, zur Schule zu gehen, bleibt vielen Kindern aufgrund der 
Armut der Eltern verwehrt. Die Eltern können sich den Schulbesuch nicht leis-
ten und schicken die Kinder lieber arbeiten. Besonders schwer haben es auch 
Flüchtlingskinder – ihre Rechte werden in vielen Bereichen massiv verletzt.  

Selbst in reichen Ländern wie Deutschland gibt es zahlreiche Verstöße 
gegen Kinderrechte. Die Sozialleistungen, die arme Familien erhalten, reichen 
beispielsweise nicht für eine ausgewogene Ernährung aus. Außerdem sind die 
deutschen Schulen dafür bekannt, dass sie Kinder von Einwanderern systema-
tisch schlecht ausbilden. Es gibt ein Netzwerk von über 100 Organisationen, die 
sich die Umsetzung der Kinderrechtskonvention zur Aufgabe gemacht haben. 
Sie stellen fest, dass vor allem Kinder aus benachteiligten Familien schlechtere 
Bildungschancen als andere Kinder haben und öfter Gewalt sowie Diskriminie-
rung erfahren. Das beeinträchtige Leben und Wohlergehen der Kinder negativ.  

Die Unterzeichnung der Kinderrechtskonvention halten viele Experten  
nicht für ausreichend. Deutschland hat die Kinderrechte noch immer nicht in 
seiner Verfassung – dem Grundgesetz – verankert, wie viele andere Staaten es 
gemacht haben.

Zu bemängeln ist auch, dass es weltweit wenig politische Beteiligung von 
Kindern gibt. Das Mindestwahlalter ist in vielen Ländern 18 Jahre, einzelne Län-
der wie Österreich und einige lateinamerikanische Länder setzten es immerhin 
auf 16 herab. Es fehlt aber an anderer politischer Teilhabe. Nötig wäre, dass Re-
gierungen und Parlamente sich direkt mit Kindern und Jugendlichen austau-
schen und die Interessen der Jüngsten in den Entscheidungen und Gesetzen 
explizit berücksichtigen. Das ist gerade angesichts der Klimakrise unerlässlich.

UNSERE SICHT

Fo
to

s:
 U

S
 A

rm
y/

pi
ct

ur
e-

al
lia

nc
e/

Z
U

M
A

P
R

E
S

S
; L

ud
ov

ic
 M

ar
in

/A
S

S
O

C
IA

TE
D

 P
R

E
S

S
/p

ic
tu

re
-a

lli
an

ce

  Alle Schwerpunkttexte und 

weitere Beiträge zum Thema 

stehen auch auf unserer 

Website und sind ab 

nächsten Monat in unserem 

Dossier zu finden.
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ENERGIE

Mit Biogas kochen

Die Herstellung von Biogas ist teuer. Das hat 
Simbabwes Bemühungen, diese erneuer-
bare Energiequelle zu fördern, ausgebremst. 
Eine neue, günstigere Technologie, die vor-
handenes Material nutzt, will dieses Problem 
lösen.

Von Farai Shawn Matiashe

Seit fast zehn Jahren propagiert Simbabwe 
mit einem eigenen Programm die Nutzung 
von Biogas als verfügbarem und umwelt-
freundlichem Treibstoff. Biogas ist eine 
Mischung von Gasen, die beim Abbau or-
ganischer Materie freigesetzt werden. Vor 
fünf Jahren startete die Regierung mit zwei 
niederländischen Entwicklungsorganisati-
onen ein Drei-Millionen-Dollar-Projekt, um 
landesweit Biogasanlagen zu errichten.

Doch aufgrund der hohen Kosten von 
Biogasaufbereitungsanlagen, den soge-
nannten Fermentern, war die Akzeptanz ge-
ring. Laut Untersuchungen von Jane Kaifa 
und Wilson Parawira von der Bindura-Uni-
versität in Simbabwe wurden bis 2019 nur 
etwa 711 Anlagen für Haushalte, Gemeinden 
und Institutionen gebaut.

Seit Anfang vergangenen Jahres be-
müht sich ein Entwicklungsprojekt unter 
Leitung der humanitären Organisation Care 
International Zimbabwe, das Biogaspro-
gramm in Schwung zu bringen, indem es 
kostengünstige Fermenter anbietet – gebaut 
für nur 250 Dollar aus verfügbaren Materia-
lien wie alten Metallfässern. Aktuell kosten 
Anlagen für zu Hause 800 Dollar und sol-
che für Einrichtungen 2000 Dollar. Biogas 
wird durch anaerobe Vergärung erzeugt, 

das heißt, indem organische Stoffe wie Le-
bensmittel oder tierische Abfälle von Mikro- 
organismen unter Sauerstoffausschluss ab-
gebaut werden.

„Das Teuerste an den Fermentern sind 
tatsächlich die Fässer. Die sind aber selbst in 
abgelegenen Gegenden gut erhältlich“, sagt 
Wishborne Mandhlazi von Care Internatio-
nal. „Manchmal gibt es die Fässer sogar kos-
tenlos, besonders in Bergbaugebieten, wo 
sie zur Lagerung von Chemikalien genutzt 
werden.”

Das Biogasprojekt ist Teil einer größer 
angelegten Langzeit-Entwicklungsinitiative 
zum Aufbau lokaler Kapazitäten des Fonds 
zur Stärkung der Resilienz in Simbabwe. 
Das Programm „Enhancing Community 
Resilience and Inclusive Market Systems” 
(ECRIMS) wird federführend von Care Inter-
national Zimbabwe geleitet.

Bis Juli 2020 stattete das Projekt 
40 ländliche Haushalte in der Midlands-
Provinz im Süden Simbabwes mit kosten-
günstigen Fermentern aus; 200 Haushalte 
sollen es insgesamt werden. Das Projekt 
konzentriert sich derzeit auf die Distrikte Fo

to
: F
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Rauchfreie Kochfeuer sind für die Gesundheit von Kumbirai Mapfumo besser. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/farai-shawn-matiashe
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Zvishavane und Mbwerengwa in der Provinz 
Midlands. In der Region gibt es reichlich or-
ganisches Material in Form von Kuhdung. 
Eine Kuh produziert etwa zehn Kilogramm 
Dung pro Tag, der in 400 Liter Biogas umge-
wandelt werden kann. Zum Kochen mit Bio-
gas braucht es zwischen 150 und 300 Liter 
pro Person und Mahlzeit.

Einen Fermenter in der Nähe zu ha-
ben spart Zeit und Mühe. Die in Zvishava-
ne lebende Kumbirai Mapfumo muss zum 
Kochen nicht mehr nach Feuerholz suchen. 
„Ich kann jetzt mit einem Biogasofen Essen 
kochen, das funktioniert einfach und zuver-
lässig“, sagt sie. „Den Dung hole ich auf der 
Weide.” Den gibt es auf dem Land umsonst. 
Zudem werden die nahe gelegenen Wäl-
der geschützt. „Feuerholz nutzen wir nur 
noch selten“, sagt Tembalenkosi Hove aus  
Mbwerengwa.

In einem nächsten Schritt im ECRIMS-
Biogasprojekt lernt die Landbevölkerung 
Simbabwes, ihre eigenen Billig-Fermenter 
zu installieren, indem sie den Instruktionen 
derer folgt, die ihre Systeme bereits einge-

richtet haben. „Einige Einheimische zeigen 
schon Interesse“, sagt Mandhlazi. „Wir schu-
len sie darin, wie die Anlagen zu installieren 
sind. Dann können sie nach Abschluss des 
Projekts anderen helfen.“

Laut dem Leiter der Energiebehör-
de von Simbabwe, Edington Mazambani, 
plant die Regierung, die Biogastechnologie 
landesweit zu fördern. „Mit der Nationalen 
Richtlinie für Erneuerbare Energien fördert 
sie den Einsatz von Technologien für er-
neuerbare Energien, inklusive Biogas“, sagt 
er. „Biogas ist eine bewährte Technologie, 
auf die sich ländliche Gemeinden verlassen 
können.“

FÜR UND WIDER

Biogasbefürworter betonen, der Brennstoff 
sei sauber und erzeuge beim Kochen we-
niger Schadstoffe als die meisten anderen 
Brennstoffe. Auch die Biogaserzeugung ist 
umweltfreundlich – ein Beispiel für gelebte 
Kreislaufwirtschaft, da sie tierischen Abfall 
in nutzbare Energie umwandelt.

„Biogas ist eine erneuerbare und sau-
bere Energiequelle,” sagt Mandhlazi. Das 
durch Biovergärung erzeugte Gas belastet die 
Umwelt nicht. Gas aus Abfällen als Energie 
zu nutzen ist ein guter Weg, die globale Erhit-
zung zu bekämpfen. Die anaerobe Vergärung 
deaktiviert Krankheitserreger und Parasiten 
und verringert so das Auftreten von durch 
Wasser übertragenen Krankheiten.

Nebenprodukt der Biogaserzeugung 
ist eine angereicherte organische Verbin-
dung. Das so genannte Gärgut ergänzt oder 
ersetzt chemische Dünger. Laut Mandhlazi 

können die Gärreste Pflanzenwachstum 
und Resistenz gegen Krankheiten beschleu-
nigen, während chemische Dünger die Um-
welt schädigen können. Werden organische 
Abfälle nicht gesammelt, können giftige 
Flüssigkeiten in unterirdische Wasserquel-
len abfließen und Böden und Wasser ver-
schmutzen.

„Verglichen mit frischem Erdgas, das 
durch Erdbohrungen gewonnen wird, ist 
Biogas eindeutig die nachhaltigere Option“, 
schreiben Tim Juliani und Pete Pearson 
vom World Wildlife Fund in einem Blog-
beitrag. „Biogas hat noch weitere Vorteile,” 
ergänzen sie. „Die Beseitigung der reichlich 
vorhandenen Gülle und Lebensmittelabfäl-
le aus der Umwelt verhindert Stickstoffver-
schmutzung und den Abfluss in die Gewäs-
ser.”

Ein Risiko, dass Menschen, die mit 
den Gärresten umgehen oder damit ge-
düngte Pflanzen essen, sich über die Gülle 
mit Keimen infizieren, bestehe aber, sagt 
Benson Kibiti, Sprecher der Energieinitia-
tive Power for All der indischen Regierung. 
„Das Potenzial für Biogas in Afrika ist aber 
groß – als Kochbrennstoff wie auch für netz-
unabhängige Elektrifizierungssysteme“, 
ergänzt er. Aber wie bei anderen Energieer-
zeugungsanlagen sind auch bei Betrieb und 
Wartung der Biogasanlagen bestimmte Vor-
sichtsmaßnahmen zu beachten.

FARAI SHAWN MATIASHE 

ist freier Journalist in Mutare, 

Simbabwe. 

 

matiashefarai@gmail.com

Wie ein Fermenter funktioniert

Der kostengünstige 3-Fässer-
Fermenter, der Kuhdung in 
Kochgas umwandelt, ist ein 
„Pfropfenströmungssystem“, 
sagt Wishborne Mandhlazi, In-
genieur bei Care International 
Zimbabwe, der bei dem Biogas-
pilotprojekt mitarbeitet. „Der 
Fermenter besteht aus drei zu-
sammengeschweißten Fässern, 
die horizontal angeordnet und 

unter der Erde vergraben sind“, 
erklärt er. „Auf der einen Sei-
te wird permanent Kuhdung 
zugefügt, so dass das Material 
durch die Fässer zum ande-
ren Ende wandert, und zwar 
nach dem Prinzip: „Wer zuerst 
kommt, mahlt zuerst.“

Das organische Material 
wird in den Fässern in einer an-
aeroben – das heißt sauerstoff-

freien – Umgebung „verdaut“. 
Das setzt Biogas frei, das in 
einem Gasbehälter gesammelt 
und dann durch Rohre zu ei-
nem Kochherd geleitet wird. 
Der verarbeitete Dung wird in 
einer Austrittskammer gesam-
melt und als Dünger genutzt.

Der Gasbehälter kann mit 
bis zu zehn Litern Kuhdung be-
füllt werden. Ist der Behälter voll, 
kann damit mindestens eine 
Stunde lang gekocht werden, sagt 
Mandhlazi. „Das Fass kann min-
destens zwei Mal am Tag befüllt 

werden, also zwei Stunden Koch-
zeit verfügbar machen.“  FSM

LINKS

Enhancing Community Resilience 

and Inclusive Market Systems. 

Zimbabwe Resilience Building 

Fund.

http://www.zrbf.co.zw/projects/5/

SNV Netherlands Development 

Organisation: National Domestic 

Biogas Programme – Zimbabwe. 

https://snv.org/project/national-

domestic-biogas-programme-

zimbabwe

SIMBABWE
 Harare

https://www.dandc.eu/de/contributors/farai-shawn-matiashe
https://www.dandc.eu/de/contributors/farai-shawn-matiashe
https://www.dandc.eu/de/contributors/farai-shawn-matiashe
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AFRIKANISCHE VOLKSWIRTSCHAFTEN

Corona-Krise abfedern

Die Corona-Krise hat die afrikanische Privat-
wirtschaft im Jahr 2020 schwer getroffen und 
zu Rezessionen in vielen Ländern geführt. 
Öl-, Gas- und Tourismusbranche sind laut 
einer Analyse, die die KfW Entwicklungsbank 
in Zusammenarbeit mit Agence française de 
développement (AFD) erstellte, schwer 
beeinträchtigt. Die Corona-Hilfsprogramme 
afrikanischer Staaten schneiden laut den 
Autoren im internationalen Vergleich schlecht 
ab.

Von Aenne Frankenberger

Afrikanische Regierungen hätten zahlreiche 
Maßnahmen ergriffen, um Unternehmen zu 
unterstützen und Einkommensverluste zu 
kompensieren, erklärt das Papier. Sie hät-
ten vorübergehend Wasser- und Stromprei-
se gesenkt und Schulden erlassen. Weiter 
entwickelte Länder haben Darlehensgaran-
tien angeboten. Andernorts haben die Zen-
tralbanken die Zinssätze gesenkt oder die 
Banken mit mehr Liquidität ausgestattet. 
Jedoch sei das Bankenwesen in vielen af-
rikanischen Ländern schwach. Auch staat-
liche Kredite erhalten einer Umfrage der 
Weltbank zufolge nur wenige Unternehmen.

Die Covid-Finanzpakete Afrikas 
machten durchschnittlich nur 2,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts des Kontinents 
aus. Die Industrieländer hätten fast drei Mal 
so viel ausgegeben, so der Report. Die Coro-
na-Hilfen wurden sehr ungleichmäßig ver-
teilt, weil viele Betroffene nicht von ihnen 
wussten, sie trotz Beantragung nicht anka-
men oder die Beantragung kompliziert war.

Die Autoren verweisen darauf, dass 
der Onlinehandel Unternehmen den Betrieb 
während der Pandemie ermöglicht habe. Da-
von hätten auch afrikanische Unternehmen 
Gebrauch gemacht, besonders in Ländern 
mittleren Einkommens. Mit Ausnahme von 
Südafrika sei der Anteil des Onlinehandels 
in Afrika aber vergleichsweise gering. 

In der Pandemie haben die Menschen 
weniger verdient und ausgegeben. Das ha-
ben viele Unternehmen gespürt. Weil Fir-
men mit einer Verbesserung der Situation 
nach einigen Monaten rechneten, hätten sie 

eher die Arbeitszeiten und Löhne reduziert, 
anstatt Mitarbeiter aufgrund fehlender Ein-
nahmen zu entlassen. Dennoch habe sich 
im Jahr 2020 die Zahl der Beschäftigten in 
Subsahara-Afrika um 8,5 Prozent verringert.

Den Autoren zufolge steht trotz aller 
verbleibenden Unsicherheit über die Zu-
kunft des afrikanischen Privatsektors fest, 
dass dessen Unterstützung wesentlich sei, 
um die Wirtschaft wieder in Schwung zu 
bringen. Nur mit Steuern von starken und 
finanzkräftigen Unternehmen können Staa-
ten wachsende Schulden und schrumpfen-
de finanzpolitische Spielräume kompensie-
ren. Die Regierungen müssten überlegen, 
welche Unternehmen und Branchen geför-
dert werden sollten, denn nicht alle seien 
zukunftsfähig.

Wie überall auf der Welt hat auch in 
Afrika die Pandemie den Ausbau der mobi-
len Arbeit gefördert. Allerdings hätten dies 
nur 12,5 Prozent der befragten Unterneh-
men umgesetzt, schreiben die Autoren. Da-
mit belegt Afrika den letzten Platz unter al-
len Entwicklungsregionen. Bei Betrachtung 
der Telekommunikationsinfrastruktur wer-
de deutlich, dass lediglich sieben Prozent 
der Arbeitskräfte in Afrika die Möglichkeit 

zum Homeoffice hatten. Investitionen, die 
den Ausbau dieser Infrastruktur fördern, 
würden daran etwas ändern und könnten 
zudem das Wirtschaftswachstum ankur-
beln. Vor allem zuverlässige Stromversor-
gung und leistungsfähige Internetanschlüs-
se gelten für den digitalen Wandel in Afrika 
als Herausforderungen.

Die Autoren schlussfolgern, dass af-
rikanische Regierungen den Privatsektor 
unterstützen und dafür Umfang und Reich-
weite ihrer Maßnahmen verbessern müss-
ten. Auch die internationale Gemeinschaft 
müsse mehr finanzielle und technische Res-
sourcen für den afrikanischen Privatsektor 
mobilisieren. Die Finanzinstitute sollten 
dafür sorgen, dass diese Investitionen für 
eine nachhaltige Entwicklung im Sinne der 
Sustainable Development Goals (SDGs) ein-
gesetzt werden.

LINK

KfW, AFD: The African private sector in the 

COVID-19 crisis: impacts, responses and 

perspectives.

https://www.kfw.de/KfW-Group/Newsroom/

Latest-News/News-Details_664448.html

AENNE FRANKENBERGER 

studiert Anglistik und 

Betriebswirtschaftslehre an 

der Universität Gießen. Sie 

macht derzeit ein Praktikum 

in der E+Z/D+C-Redaktion. 

euz.editor@dandc.eu

Gas- und Ölfirmen haben in der Corona-Krise in Afrika besonders gelitten: Arbeiter der Nigerian 

National Petroleum Corporation im Dezember 2020. Fo
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FINANZIELLE INKLUSION

In Frauen investieren

Unternehmen, die Frauen gehören, die von 
Frauen geführt werden oder die Produkte für 
Frauen herstellen, kommen oft schwer an 
Kapital. Das gilt besonders für Schwellenlän-
der. Aber wenn Finanzgeber Frauen überse-
hen, dann übersehen sie auch Chancen: Sol-
che Unternehmen bieten große Vorteile für 
Investoren, Kreditgeber und für die gesamte 
Gesellschaft. Ein neuer Ansatz des 
„geschlechtsspezifischen Investierens“ zeigt 
Anlegern, wie sie frauenorientierte Unterneh-
men finden, in die sie investieren können – 
und warum sie das tun sollten. Eine der Vor-
reiterinnen ist Jen Braswell vom staatlichen 
britischen Entwicklungsfinanzinstitut CDC 
Group.

Jen Braswell im Interview mit Aviva 
Freudmann 

Warum nutzt die CDC Group bei ihren In-
vestitionsentscheidungen eine „Geschlech-

ter-Brille“? Und das tun ja auch andere Ent-
wicklungsfinanzierer (development finance 
institutions – DFIs), also staatliche Einrich-
tungen, die Risikokapital für entwicklungs-
politisch relevante Projekte des Privatsek-
tors bereitstellen.
Es gibt zunehmend gut dokumentierte 
wirtschaftliche Argumente für geschlechts-
spezifische Investitionen. Gender-diverse 
Vorstände und Managementteams leis-
ten oft mehr. Unter guter Führung ist eine 
geschlechtsspezifisch ausgewogene Be-
legschaft außerdem produktiver und die 
Mitarbeiterbindung ist höher – neben wei-
teren Vorteilen. Auch werden weltweit etwa 
80 Prozent der Konsumentscheidungen 
von Frauen getroffen. Wer das ignoriert, 
übersieht die Zielgruppe, die zu Wachs-
tum verhilft. Das gilt auch für Unterneh-
men, die Finanzprodukte anbieten, etwa 
Banken. Sehr viele Unternehmerinnen 
sind unterversorgt. Aber auch viele positi-

ve soziale Auswirkungen werden sichtbar: 
Geschlechtsspezifische Vielfalt in der Un-
ternehmensführung geht einher mit mehr 
Integrität und besserem Management, 
auch im Hinblick auf ökologische und so-
ziale Fragen. Geschlechtergemischte Füh-
rungsteams schätzen Männer und Frauen 
gleichermaßen; das prägt ihre gesamte 
Wertschöpfungskette.

Es gibt so viele Vorteile: Warum müssen Sie 
Kreditgeber und Investoren darauf erst auf-
merksam machen?
Das ist ein Marktversagen. Finanzmärkte 
haben zum Beispiel Vorurteile gegenüber 
Kleinunternehmen, die Frauen gehören – 
sie sehen Frauen als größeres Risiko und 
glauben, sie seien nicht wachstumsorien-
tiert. Andererseits hat die Finanzindustrie 
geschlechtsspezifische Investitionen auch 
noch nicht voll erprobt. Wir wissen erst in 
fünf bis sieben Jahren, wie sich Investiti-
onen in von Frauen geführten Kleinunter-
nehmen entwickeln. Neben systemischen 
Vorurteilen behindern auch strukturelle 
Probleme der Finanzmärkte die Frauen. 
Ihnen fehlen oft Sicherheiten oder die Kre-
ditwürdigkeit, um auf die übliche Art an 
Kredite zu kommen. Die Datensysteme der 
Banken sind außerdem nicht auf die Kredit-
vergabe an Unternehmerinnen ausgerich-
tet, die oft noch keine große Erfolgsbilanz 
vorweisen können. Wenige Frauen sind lan-
ge genug in ihrer Branche etabliert, um die 
Art von Profil zu haben, nach dem Investo-
ren suchen.

Wie überwinden DFIs diese Hürden?
Wir wollen auf nachhaltige Weise Kapital in 
Unternehmen bringen, die von Frauen ge-
führt werden oder die geschlechtergerecht 
sind. Dazu müssen Investoren ihr „business 
as usual“ ändern. Als ersten Schritt haben 
die DFIs ein kollektives Finanzziel für Inves-
titionen in Frauen festgelegt. Im Jahr 2017 
stellten die sieben DFIs der G7 – der Gruppe 
der führenden Industrieländer – fest, dass 
keiner von uns Daten erhoben hat, wie wir 
in Frauen investieren. 2018 starteten wir 
dann auf dem G7-Treffen in Kanada die „2X 
Challenge“. Der Name spielt auf das weibli-
che Chromosom an, aber auch auf den Wert, 
den auf Frauen fokussierte Investitionen für 
uns darstellen. Die 2X Challenge nahm sich 
vor, bis Ende 2020 drei Milliarden Dollar in 
geschlechtsspezifische Investitionen einzu-
bringen. Daraus wurde wesentlich mehr. Bis Fo
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Nicht viele Frauen sind so erfolgreich wie Kiran Mazumdar-Shaw, Gründerin und Vorsitzende von 

Biocon Limited, einem der größten Biotechnologie-Konzerne Indiens. Im Jahr 2006 stellte sie 

gemeinsam mit dem Bollywood-Schauspieler Shah Rukh Khan ein neues Krebsmedikament vor.

https://www.dandc.eu/de/contributors/jen-braswell
https://www.dandc.eu/de/contributors/aviva-freudmann
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Ende 2020 hatten die teilnehmenden DFIs 
sieben Milliarden Dollar zugesagt, zudem 
hatten sie weitere vier Milliarden Dollar an 
nicht-staatlichem Kapital mobilisiert. Die 
Gesamtsumme belief sich also auf elf Mil-
liarden Dollar. Zudem zog das 2X-Projekt 
neue Teilnehmer an. Aktuell zählen 18 DFIs 
und multilaterale Entwicklungsbanken 
dazu, darunter die Internationale Finanz-
Corporation (IFC) der Weltbank, die Eu-
ropäische Investitionsbank (EIB) und die 
Europäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBWE).

Abgesehen von geschlechtsspezifischen 
Investitionen, wie versuchen die Teilneh-
mer der 2X Challenge noch, Hindernisse für 
Frauen auf den Finanzmärkten abzubauen?
Wir haben gemeinsam ein 2X-Rahmenwerk 
als Leitfaden für geschlechtergerechte In-
vestitionsentscheidungen entwickelt, das 
heißt eine Reihe von Kriterien und Leis-
tungskennzahlen festgelegt. Bestimmte 
Schwellenwerte legen fest, was eine Investi-
tion erfüllen muss, um als gender-smart zu 
gelten. Das umfasst

 ● den Frauenanteil im Management ei-
ner Firma,

 ● den prozentualen Anteil an Eigentü-
merinnen,

 ● das Verhältnis zwischen Männern und 
Frauen in der Belegschaft und

 ● den Anteil der speziell an Verbrauche-
rinnen gerichteten Produkte und Dienstleis-
tungen eines Unternehmens.

Es war uns wichtig, dass diese Kri-
terien und Indikatoren zu bereits beste-
henden Investitionsstandards passen. Wir 
wollen keine Verwirrung stiften, sondern 
dem Kapital den Weg ebnen zu geschlech-
tergerechten Investitionsprojekten. Das 
2X-Rahmenwerk ermöglicht es Investoren, 
die Entwicklung ihrer geschlechtsspezifi-
schen Investitionen nachzuvollziehen. Wir 
tun genau das mit unserem eigenen Portfo-
lio bei der CDC Group, und wir bitten auch 
unsere Kapitalnehmer, ihre Ergebnisse im 
Blick zu behalten. Berichterstattung und 
Nachverfolgung sind wichtige Elemente des 
Rahmenwerks. So wie die Berichterstattung 
zu Umwelt-, Sozial- und Unternehmens-
führungs-Kriterien (environmental, social 
and governance – ESG) für Investoren und 
Unternehmen inzwischen normal ist, wird 
das wohl auch mit Gender- und Diversity-
Themen werden.

Unterstützt das 2X-Projekt auch von Frau-
en geführte Investmentfonds wie Private-
Equity-Firmen, Risikokapitalfonds und Kre-
ditfonds?
Ja. Wir konzentrieren uns besonders auf 
von Frauen geführte Fonds, die in Unter-
nehmen mit Fokus auf Frauen investieren. 
Der Markt ist derzeit sehr dynamisch, aber 
es gibt immer noch Hürden, weil die von 
Frauen geführten und geschlechterparitä-
tisch besetzten Investmentfonds-Teams oft 
recht jung sind. Etablierte Akteure sehen 
das als höheres Risiko. Erschwerend kommt 
hinzu, dass Eigentümerinnen sowie Freun-
de und Familie diese Investmentfonds oft 
selbst finanzieren.

Können die DFIs denn etwas bewirken?
Wir versuchen, den aufstrebenden Fonds-
managerinnen über diese Hürden hinweg-
zuhelfen. In den letzten 18 Monaten sind 
mehr als 60 weiblich geführte Investment-
fonds aus Entwicklungsländern auf uns 
zugekommen. Meistens treten diese Teams 
zum ersten Mal an und können noch nicht 
viel vorweisen. Unsere eigenen Investitions-
parameter erlauben es uns derzeit nicht, in 
sie zu investieren – das gilt auch für die gro-

Arbeit für Frauen

Sieben Milliarden Dollar ha-
ben staatliche Entwicklungs-
finanzierungsinstitute (deve-
lopment finance institutions 
– DFIs) im Rahmen der „2X 
Challenge“ zwischen 2018 und 
2020 zur Verfügung gestellt. 
Das Geld ging an Investitions-
empfänger aus diversen Bran-
chen. Anbei einige Beispiele.

Im Rahmen der 2X Chal-
lenge wurde erheblich in die 
Infrastruktur investiert. Der 
Fokus lag nicht auf großange-
legten Infrastrukturprojekten, 
von denen Frauen und Män-
ner gleichermaßen profitieren, 
sondern auf Projekten für Frau-
en. Eines davon war ein westaf-
rikanischer Handelshafen, der 
Frauen darin ausbildet, schwe-

re Maschinen wie Kräne zu be-
dienen, um Schiffe zu be- und 
entladen. Die Hafenverwaltung 

fand das wirtschaftlich sinn-
voll: Frauen haben weniger Un-
fälle und eine höhere Verbleib-
quote am Arbeitsplatz.

Auch eine auf Künstliche 
Intelligenz spezialisierte Firma 
– ebenfalls ein für Frauen unty-

pischer Wirtschaftszweig – er-
hielt Gelder von der 2X Challen-
ge. Ein von Frauen gegründetes 
digitales Unternehmen in Indi-
en rekrutiert Frauen aus ländli-
chen Gegenden für Fernarbeit. 
Die Infrastruktur der Firma er-
laubt es, neue Mitarbeiter rasch 
einzuarbeiten. Dieser Betrieb 
hat eine der höchsten Zufrie-
denheitsraten von allen Firmen 
im 2X-Portfolio.

Ein weiteres indisches 
Unternehmen im Bereich Lo-
gistik will seine Belegschaft um 
12 000 Personen aufstocken. Im 
Rahmen der 2X-Partnerschaft 
beriet die CDC – das britische 
DFI – das Unternehmen, da-
mit bei der Einstellung auf ein 
ausgewogenes Geschlechter-
verhältnis geachtet wird und 
damit es Bedingungen schafft, 
unter denen Frauen gut und si-
cher arbeiten können.  AFFrauen bei einem Mikrofinanzprojekt auf Sansibar, Tansania. Fo
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ßen institutionellen Anleger. Aber wir ent-
wickeln gerade eine Möglichkeit, um diesen 
Fondsmanagerinnen schneller Kapital ver-
fügbar zu machen, damit sie loslegen und 
sich beweisen können. Die DFIs bauen eine 
gemeinsame globale Einrichtung auf, die 
von den Teilnehmern des 2X-Projekts kapi-
talisiert wird und den Fondsmanagerinnen 
Startkapital zur Verfügung stellt. Sind die 
Fonds erfolgreich, werden sie weniger skep-
tisch beäugt.

Welche weiteren Pläne gibt es?
Beim G7-Gipfel in Cornwall in diesem Jahr 
haben wir uns das nächste Drei-Jahres-Ziel 
gesetzt: 15 Milliarden Dollar. Es gibt weitere 
Teilnehmer mit großen Portfolios und be-
deutenden verwalteten Vermögenswerten 
– darunter die IFC und die EBWE. Wir be-
halten die 2X-Rahmenkriterien bei, wollen 
aber darüber hinaus innovative Plattformen 
entwickeln, um einige systembedingte Blo-
ckaden zu überwinden. Zum Beispiel ist es 
immer noch schwierig, Kapital für Unter-
nehmerinnen kleiner und mittlerer Unter-
nehmen (KMU) zu bekommen. Eine we-
sentliche Weiterentwicklung ist auch unser 
Branchenverband 2X-Collaborative, ein glo-

bales Netzwerk für geschlechtsspezifische 
Investitionen. Er wird professionell geführt 
und nicht nur für DFIs und multilaterale 
Banken offen sein, sondern für alle Arten 
von Kapitalgebern. Wir sprechen mit Pensi-
onsfonds und anderen großen institutionel-
len Anlegern wie Geschäfts- und Entwick-
lungsbanken. Viele von ihnen wenden das 
2X-Rahmenwerk an. Was wir entwickeln, ist 
also für das Finanzwesen generell relevant.

Was erwarten Sie sich von dem neuen Netz-
werk?
2X-Collaborative hat viel zu bieten. Die zwei 
wichtigsten Punkte sind:

 ● Es wird Arbeitsgruppen fördern, die 
sich entweder auf bestimmte Anlageklassen 
konzentrieren – wie das Investmentbanking 
– oder auf thematische Initiativen. Letztere 
könnten sich damit befassen, ob sich ge-
schlechtsspezifische Aspekte auch auf Kli-
mafinanzierung oder in antirassistischen 
Kontexten anwenden lassen. Wir überlegen 
auch, bestimmte Sektoren, etwa den Infra-
struktursektor, durch die Gender-Brille zu 
betrachten.

 ● Es wird einen Prozess einführen, um 
zu prüfen, inwiefern eine Organisation 

die Kriterien des 2X-Rahmenwerks erfüllt. 
Das gilt auch für große institutionelle In-
vestoren. Bisher mussten das Kreditgeber 
und Investoren selbst tun. Ein Überprü-
fungsmechanismus durch Dritte schafft 
Vertrauen und sorgt für Effizienz. Aktuell 
ist das Marktinteresse so groß, dass die 
Gefahr des „Pink-Washings“ besteht. Will 
heißen: Irreführendes Marketing macht 
die Öffentlichkeit glauben, eine Organi-
sation habe frauenfreundliche Produkte, 
Ziele und Strategien – obwohl das eigent-
lich gar nicht stimmt. Ein solides und re-
produzierbares Überprüfungs- und Zer-
tifizierungsverfahren hilft dabei, das zu 
verhindern.

JEN BRASWELL 

ist Direktorin für Wert-

schöpfung bei der CDC 

Group, dem staatlichen 

britischen Entwicklungs-

finanzierer, der seit mehr als 70 Jahren in 

Afrika und Asien investiert. 

jbraswell@cdcgroup.com 

https://www.2xchallenge.org/ 

https://www.2xcollaborative.org/
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ONLINE-UNTERRICHT

Problematische Lösung

Online-Unterricht wurde während der Pande-
mie zum Alltag. Für junge indische Frauen 
bringt das große Herausforderungen mit 
sich.

Von Ipsita Sapra

Die Covid-19-Pandemie hat Indien im Feb-
ruar/März 2020 getroffen und im Frühjahr 
2021 einen dramatischen Höhepunkt er-
reicht. Um die Ausbreitung zu verhindern, 
wurden schon früh alle Bildungseinrich-
tungen geschlossen. Schulen, Colleges und 
Universitäten verlegten ihren Unterricht ins 
Netz. Das hat es vielen Schülern und Stu-
dierenden ermöglicht, weiterhin zu lernen, 
ohne ihr Leben zu riskieren.

Online-Unterricht hatte große Vortei-
le. Alle Beteiligten investierten weniger Zeit 
und Geld ins Pendeln. Da die Unterrichts-
stunden oft aufgezeichnet wurden, konnten 
Lernende auch selbständig nachholen, was 
sie verpasst hatten. Zudem erlaubte die di-

gitale Technik es Lehrerenden und Lernen-
den weltweit, sich auf eine Weise auszutau-
schen, die vorher unvorstellbar schien.

Aber Online-Unterricht brachte auch 
enorme Herausforderungen mit sich. Er 
hat insbesondere die bereits vorhandenen 
Ungleichheiten bezüglich Schicht und 
Geschlecht noch verstärkt. In Indien lebt 
beispielsweise ein Drittel der Familien in 
Wohnungen oder Hütten mit nur einem 
Zimmer – und generell haben Kinder in 
Entwicklungsländern meist keinen Raum 
für sich.

Fast 70 Prozent der indischen Bevöl-
kerung leben in Dörfern. Auf dem Land 
besitzen laut dem National Sample Survey 
von 2018 nur vier von hundert Familien ei-
nen Computer. Nimmt man Stadt und Land 
zusammen, erhöht sich dieser Anteil auf elf 
Prozent. Vielleicht sind diese Zahlen mitt-
lerweile leicht gestiegen, sie sind aber mit 
Sicherheit noch längst nicht auf ausreichen-
dem Niveau.

Außerdem braucht eine Familie mit 
mehreren Schulkindern oder Studieren-
den auch mehrere Geräte. Der Zugang dazu 
hängt typischerweise vom Geschlecht ab:

 ● Erstens haben in patriarchalen und 
nicht geschlechtergerechten Gesellschaften 
wie Indien die Jungen fast immer den Vor-
tritt.

 ● Zweitens konnten 2018 weniger als 
13 Prozent der Frauen in Indien einen Com-
puter bedienen, verglichen mit rund 20 Pro-
zent der Männer. Auf dem Land war der 
Prozentsatz der Frauen, die mit Rechnern 
umgehen konnten, etwa halb so hoch wie 
der der Männer. Viele Frauen sind offen-
sichtlich benachteiligt.

Smartphones sind billiger und weit 
verbreitet. In Indien nutzen heute 500 bis 
750 Millionen Menschen solche Handys. 
Diese hohen Zahlen verbergen allerdings 
düstere Realitäten. Laut dem Mobile Gen-
der Gap Report 2020 gehören Frauen nur 
40 Prozent der Smartphones. Und was die 
Nutzung angeht, klafft in Indien von allen 
untersuchten Ländern die größte Lücke 
zwischen Frauen und Männern. Während 
Männer ein Smartphone im Schnitt sieben-
mal pro Woche nutzten (für Textnachrich-
ten und Anrufe et cetera), taten Frauen dies 
nur viermal. Persönliche Beispiele wie das 
folgende zeigen die Hürden auf, mit denen 
Frauen und Mädchen konfrontiert sind:

Die zwanzigjährige Swati studiert an 
einer renommierten Universität, tut sich 
aber schwer damit, ihr Studium zu Ende 
zu bringen. Mit Ausbruch der Pandemie 

in Indien hat ihre Universität den Prä-
senzunterricht ausgesetzt. Sie kehrte 
nach Hause zurück, in der Hoffnung, 

dort online weiterstudieren zu können. 
Allerdings erwartete die Familie von einer 

Frau, dass sie im Haushalt hilft. Da die 
Männer dies nicht tun, lastet aller Druck 

auf den Frauen. Wie die meisten indischen 
Familien besitzt auch Swatis Familie keine 

Haushaltsgeräte, die die Arbeitslast ver-
ringern würden. Neben der anstrengenden 

Hausarbeit konnte Swati kaum etwas für 
ihr Studium tun. Ihre Noten verschlech-
terten sich. Sie erwägt nun, das Studium 

abzubrechen. Erschwerend kommt hinzu, 
dass die Hausarbeit sich in der Pandemie 

vervielfacht hat, da nun alle Familienmit-
glieder zusammenleben. Das Lernumfeld 

ist bei Online-Unterricht für weibliche 
Personen deutlich schlechter als in Schule 

und Hochschule. Fo
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Unis bieten Frauen Freiräume: Studierende an einem College im indischen Bundesstaat Assam.
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Was die Lage noch verschlimmert: 
Wegen Covid-19 ist der Pflegebedarf gestie-
gen. In den meisten Gesellschaften, so auch 
in Indien, wird von Frauen erwartet, dass 
sie sich darum kümmern. Frauen tragen 
auch die „mentale Last“ der Planung für die 
Haushaltsführung. Das wirkt sich auf die 
akademischen Leistungen von Studentin-
nen aus, die daheim online studieren.

Radhas gesamte Familie wurde 
positiv auf Covid-19 getestet. Als ihr Vater 

ins Krankenhaus musste, weinte die Mutter 
fast ununterbrochen. Im letzten Studien-

jahr musst sich Radha um beide kümmern 
und den Alltag der jüngeren Geschwister 
regeln. Sie hatte eigene Gesundheitspro-

bleme und konnte sich nicht mehr auf das 
Studium konzentrieren.

Eine weiterer Nachteil des Online-Un-
terrichts für Frauen wird weniger beachtet. 
Er betrifft Studierende aus bildungsfernen 
Familien. Sie haben hohe Hürden überwun-
den, um überhaupt an eine Hochschule zu 
kommen. Mitten im Studium heimzukeh-
ren ist problematisch.

Rani war das erste Mädchen aus ihrer 
Nachbarschaft, das sich an einem College 

einschrieb. Sie hatte hart dafür gearbeitet. 
Das erste Jahr verlief gut: Sie lernte viel und 

bekam Unterstützung von Kommilitonen 
und Lehrenden. Wegen Covid-19 muss-
te sie auf Online-Unterricht umsteigen. 

Die informelle, aber wichtige Hilfe nach 
Vorlesungen und Seminaren blieb nun aus. 

Zudem setzte sie die Familie unter Druck, 
wie andere in ihrem Alter zu heiraten. 

Im Wohnheim war sie außer Sichtweite, 
aber nun wurden ihre Eltern mit Heirats-
anträgen überflutet, die kaum ablehnbar 

schienen.
Online-Unterricht hat noch eine 

weitere genderspezifische Schattenseite. 
UN-Organisationen bezeichnen die zuge-
nommene häusliche Gewalt als „Schatten-
pandemie“. Besonders schlimm ist es in Ge-
sellschaften, in denen Gewalt gegen Frauen 
ohnehin verbreitet ist. Viele Mädchen wur-
den Gewaltopfer oder -zeugin. Angst vor se-
xueller Belästigung im öffentlichen Raum 
hält obendrein viele Frauen davon ab, in 
Cybercafés zu gehen. Viele Studentinnen 
geben ihre akademischen Bemühungen 
auf.

Bildungsinstitutionen kennen diese 
Probleme. Sie haben versucht, die Einhal-
tung der Lehrpläne zu gewährleisten, und 
haben pädagogische Optionen in Betracht 

gezogen. Mehrere Schul- und Hochschulbe-
hörden haben Lehreinheiten reduziert. Die 
meisten Universitäten haben außerdem die 
Kurse in synchrone Einheiten (Live-Unter-
richt mit Dozenten und Studierenden) und 
asynchrone Einheiten (mit Studierenden im 
Selbststudium mithilfe von Lernmaterial) 
aufgeteilt. Universitäten wie das Tata Insti-
tute of Social Sciences haben beispielsweise 
mit ihrem Laptop-Programm Studierende 
aus sozial schwachen Schichten versorgt. 
Die Jadavpur-Universität in Kalkutta kaufte 
für Studierende aus finanziell schwachen 
Verhältnissen mobile Internetdaten.

Derlei ist wichtig, aber nicht überall 
üblich. Sie reichen auch nicht. Die Verant-
wortlichen müssen verstehen, dass um den 
Bildschirm des virtuellen Hörsaals herum 
verschiedene Welten koexistieren. Beim 
derzeitigen Online-Unterricht wird davon 
ausgegangen, reale und virtuelle Klassen-
zimmer seien im Prinzip dasselbe. Das 
stimmt aber nicht. Ein realer Unterrichts-
raum schafft trotz Vielfalt und Komplexität 
unter den anwesenden Personen eine gewis-
se Gleichheit, in der die alltagstypische Dis-
kriminierung des weiblichen Geschlechts 
begrenzt wird. Diesen Schutz bietet die di-
gitale Lehre nicht.

Bildungseinrichtungen bieten jungen 
Inderinnen Räume, in denen sie Freiheit 
und Gleichheit erleben, die es so in ihren Fa-
milien und Gemeinschaften nicht gibt. Das 
College ist kein Ort wie viele andere auch. 
Bildungsinstitutionen sind sicher nicht dis-
kriminierungsfrei, aber junge Frauen und 
Mädchen empfinden sie – im Gegensatz 
zum Online-Unterricht – als befreiend.

Lehrverantwortliche müssen dies an-
erkennen und die Situation auf kontextspe-
zifische Weise verbessern. Bildungsein-
richtungen müssen geschlechtsspezifische 
Initiativen ergreifen. Sie sollten beispiels-
weise das Gespräch mit den Eltern suchen 
und regelmäßige Beratungsangebote für 
Lernende und deren Angehörige machen. 
Alle Möglichkeiten müssen erwogen werden.

Der Staat spielt eine große Rolle, wenn 
es darum geht, die geschlechtsspezifischen 
Ungleichheiten in der Online-Bildung zu er-
kennen. Regierungen können viel dafür tun, 
dass zum Beispiel vorrangig Frauen und 
Mädchen digitale Geräte und Netzzugang 
erhalten. Zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen setzen sich schon lange für Geschlech-
tergerechtigkeit ein. Jetzt ist es an der Zeit, 
dieses Engagement auf eine neue Ebene zu 
heben und die Bildung von Frauen in die-
sem veränderten Umfeld zu fördern.

Die Pandemie war ein großer Rück-
schlag. Wir dürfen hart erkämpfte Siege 
für die Bildung von Frauen und Mädchen 
nicht wieder aufgeben. Der Weg nach vorn 
führt über ein besseres Verständnis der 
Geschlechterdynamik und der sozialen Ge-
rechtigkeit. Kompetente Politik muss die 
Chancen des Online-Unterrichts nutzen 
und zugleich seine Risiken einhegen.

IPSITA SAPRA 

ist Vorsitzende der School of 

Public Policy and Governance 

am Tata Institute of Social 

Sciences in Hyderabad, wo 

sie Soziologie lehrt. 

ipsita.sapra@tiss.edu

Zugang zu Technik 
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das Smartphone 

zuerst. 

Fo
to

: I
ps

ita
 S

ap
ra

https://www.dandc.eu/de/contributors/ipsita-sapra
https://www.dandc.eu/de/contributors/ipsita-sapra
https://www.dandc.eu/de/contributors/ipsita-sapra
https://www.dandc.eu/de/contributors/ipsita-sapra
https://www.dandc.eu/de/contributors/ipsita-sapra
https://www.dandc.eu/de/contributors/ipsita-sapra


E+Z  e-Paper  Oktober 2021 12

MAGAZIN: ENTWICKLUNGEN IN ALLER WELT

AFGHANISTAN

Gebrochene Versprechen

Die Haltung der USA und der internationalen 
Staatengemeinschaft war von vornherein 
ambivalent. Afghanistan sollte ein moderner 
Staat werden, aber ein „leichter Fußabdruck“ 
war erwünscht. Für entscheidend hält der 
Politikprofessor Paul D. Miller im Rückblick 
drei Fehler von zwei US-Präsidenten.

Paul D. Miller im Interview mit Hans 
Dembowski

Eine gängige Einschätzung lautet, der Ver-
such, einen modernen demokratischen 
Staat in Afghanistan zu schaffen, sei ein 

Fehler gewesen. Meiner Erinnerung nach 
war aber vor 20 Jahren Konsens, dass dies 
nötig war. Nach den Attacken auf New York 
und Washington vom 11. September 2001 
sollte Afghanistan nie wieder Rückzugsort 
für Terroristen sein. Folglich durfte dort kein 
Machtvakuum entstehen.
Richtig, es gab keine Alternative. Das sagen 
ehemalige Mitarbeiter der Bush-Regierung 
weiterhin, und 2001/02 war das interna-
tionaler Konsens, auch in NATO und UN. 
Leider führte das nicht zu einer stimmigen 
State-building-Strategie, dabei ist diese 
Aufgabe komplex und erfordert viel Zeit. In-

stitutionen müssen geschaffen werden und 
sich dann praktisch bewähren. Fachperso-
nal lässt sich nicht einfach kaufen. Beamte 
brauchen Ausbildung und Erfahrung, um 
Vertrauen zu gewinnen. Weder wir noch 
unsere Verbündeten gingen aber eine dau-
erhafte Verpflichtung ein.

Wurde denn ernsthaft versucht, einen mo-
dernen Staat zu schaffen?
Das änderte sich von Jahr zu Jahr. In den ers-
ten fünf Jahren richtete sich die Aufmerk-
samkeit auf politischen Wiederaufbau mit 
Wahlen und der Verabschiedung einer Ver-
fassung. Beides gelang recht gut. Die neue 
Verfassung beruhte auf der von 1964 und 
wurde von Volksvertretern aktualisiert, die 
das Land und seine Rechtsgeschichte kann-
ten. Sie entsprach afghanischen Vorstellun-
gen und wurde nicht vom Westen diktiert. 
Leider gab es kaum Anstrengungen, neue 
Infrastruktur zu schaffen, obwohl nicht 
nur Straßen, Krankenhäuser und Schulen, 
sondern auch Institutionen wie Gerichte 
und Kommunalverwaltungen dringend 
gebraucht wurden. Das änderte sich etwas 
zwischen 2007 und 2011, als Aufständische 
jedoch bereits Bodengewinne verbuchten. 
In dieser Phase gab es mehr Bemühungen 
um Justiz, ländliche Entwicklung oder 
kompetente Verwaltung. Es herrschte aber 
große Eile – und vielfach Vergeudung. In-
dessen eskalierte der Konflikt. Später beka-
men fast nur noch Afghanistans Armee und 
Polizei internationale Unterstützung.

Haben die westlichen Alliierten Korruption 
bekämpft oder gefördert?
Beides trifft zu. Das Kernproblem war, dass 
sie zu schnell zu viel wollten – besonders in 
der eben erwähnten zweiten Phase. Plötz-
lich floss sehr viel Geld in ein institutionen-
loses und extrem armes Land, das kürzlich 
der schlimmste gescheiterte Staat weltweit 
gewesen war. Das führte zur Herrschaft des 
Geldes. Die illegale Drogenökonomie ver-
schärfte die Lage. Der Opiumanbau nahm 
von 2006 an zu; um 2009 herum finanzier-
ten sich Taliban dann damit. In das Drogen-
geschäft waren aber auch andere involviert. 
Dazu gehörten einflussreiche Akteure, die 
offiziell die Regierung unterstützten. Ende 
2010 hatte sich dann eine destruktive Dy-
namik eingespielt. Aufstandsbekämpfung 
wurde zu Lasten des Wiederaufbaus immer 
wichtiger. Die US-Regierung glaubte nicht 
mehr an State-building, was ohnehin umso Fo
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Der letzte US-Soldat verlässt Kabul am 30. August 2021. 
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schwieriger wurde, je mehr die Gewalt um 
sich griff.

Wie konnte das alles derart schiefgehen?
Meiner Einschätzung nach machten zwei 
US-Präsidenten drei gravierende Fehler:

 ● George W. Bush bestand von Anfang an 
auf einem „leichten Fußabdruck“. Er hatte 
sich früher ablehnend über Nation-building 
geäußert und sein Verteidigungsminister 
Donald Rumsfeld hielt wenig davon, viele 
Soldaten auf Friedensmissionen zu schi-
cken. Manchen NATO-Partnern behagte der 
Militäreinsatz in einem fernen Land nicht – 
Deutschland war ein prominentes Beispiel. 
UN-Spitzenleute zögerten wiederum, noch 
einmal Verantwortung für ein ganzes Land 
zu übernehmen, wie das in Kambodscha, 
Osttimor und Kosovo geschehen war. Allen 
gefiel der „leichte Fußabdruck“.

 ● Der zweite Fehler war 2003 Bushs  
Irakkrieg. Er verschlang Ressourcen, die in 
Afghanistan nützlich gewesen wären, wo 
die Dinge zwar gut zu laufen schienen, was 
aber nicht der Fall war. Afghanistan bekam 
jedenfalls weniger Beachtung als Irak.

 ● Den dritten großen Fehler machte Ba-
rack Obama. Er versprach für den Aufbau 
des Landes zu Recht einen größeren zivilen 
Einsatz, machte aber zugleich klar, dass er 
die Truppen abziehen wollte. Sein Zeitplan 
schadete dem State-building, das dauerhaf-
tes, unbefristetes Engagement erfordert. Je-
der hörte Obamas Ungeduld und handelte 
entsprechend. Das galt für die Taliban und 
unsere afghanischen Verbündeten. Die Sie-
geszuversicht der Taliban wuchs, und mit 
uns alliierte Afghanen hatten den Anreiz, 
schnellstmöglich viel Geld beiseitezuschaf-
fen, ohne State-building sonderlich ernst zu 
nehmen.

Was die nächsten beiden Präsidenten 
angeht, kann ich weder Joe Bidens Abzug 
noch Donald Trumps Friedensverhandlun-
gen etwas abgewinnen. Trump stellte den 
Taliban keine Forderungen und beteiligte 
unsere afghanischen Partner nicht. Ent-
scheidende Fehler wurden aber vor Trumps 
oder Bidens Amtsantritt gemacht.

Welche Rolle spielten andere westliche Re-
gierungen?
Im Grunde entschied Washington allein. 
Anfängliche Hoffnungen, Partner würden 
wirkungsvoll Verantwortung für bestimm-
te Aufgaben in Afghanistan übernehmen, 
wurden enttäuscht. Spätestens 2006 fand 

die Bush-Regierung, sie täten nicht genug. 
Das war nicht wirklich fair, denn sie tat 
selbst nicht genug.

Mich irritiert, dass westliche Spitzenpoliti-
ker die illegale Drogenökonomie ignorier-
ten, auf der bis zu 30 Prozent der afgha-
nischen Wirtschaftsleistung beruhen. Das 
macht Rechtsstaatlichkeit unmöglich.
Es gab viele Vorschläge, um dieses Problem 
zu lösen. Es hieß, Safrananbau wäre eine Al-
ternative. Andere meinten, die internationale 
Staatengemeinschaft solle die gesamte Opiu-
mernte für die Produktion von medizini-
schen Morphium aufkaufen. Es wurden teils 
auch Mohnfelder vernichtet. Alles blieb aber 
sehr kleinteilig. Die Crux war, dass es ohne 
funktionierende Justiz unmöglich ist, illegale 
Drogen zu bekämpfen. Das gilt erst recht in 
einem Kriegsgebiet. Es ist wie mit Huhn und 
Ei. Ohne Frieden lassen sich weder Gerichte 
noch andere Institutionen schaffen und ohne 
Rechtssystem gibt es keinen Frieden.

Eine weitere Schätzung lautet, internati-
onale Zuwendungen machten 50 Prozent 
der afghanischen Wirtschaftsleistung aus. 
Eigenständige Staatlichkeit sieht anders 
aus.
Sie dürfen nicht übersehen, dass der af-
ghanische Staat jahrhundertelang von ex-
terner Förderung abhing – zunächst vom 
britischen Empire, später von der Sowjet-
union. Die Regierung stützte sich auf aus-
ländisches Geld, um die Loyalität örtlicher 
Potentaten zu kaufen. Dank diverser Kom-
promisse und Ausgleiche herrschte Frieden, 
was sich nach der sowjetischen Invasion 
1979 änderte.

Vielfach wird das westliche Scheitern 
 Afghanistans nun mit der „mittelalterlichen 
Mentalität“ der Menschen dort erklärt. Ich 
finde das herablassend und falsch. Das 
Problem ist, dass Kriegsherren die Gesell-
schaft dominieren – was auch im Mittelalter 
der Fall war. Menschen wollen überleben. 
Ob die Bewaffneten, die vor einem stehen, 
formal legitim sind oder nicht, ist zweitran-
gig. Wichtig ist, heil davonzukommen und 
die Familie versorgen zu können. Generell 
sind Traditionen im ländlichen Alltag von 
Entwicklungsländern wichtiger als formale 
Gesetzgebung – und in Konfliktsituationen 
besonders.
Die Sowjets haben die Sozialstrukturen 
Afghanistans zerstört – von Stammes-

netzwerken über grundbesitzende Khans 
bis hin zu lokalen Mullahs. Erst wurden 
Kriegsherren wichtig und dann die Opium-
wirtschaft. Die Staatengemeinschaft hätte 
nach 2001 keinerlei örtliches Machtvaku-
um zulassen dürfen. In solchen Nischen 
blieben Kriegsherren stark und die Tali-
ban fassten wieder Fuß. Im Westen wissen 
alle, dass die Herrschaft der Taliban in 
der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre bru-
tal war. Vielen ist aber nicht klar, dass sie 
doch ein Mindestmaß an Ordnung durch-
setzten, das offensichtlich sehr grob war. 
Sie unterbanden sogar ein Jahr lang den 
Opiumanbau, was aber nach Einschätzung 
vieler Beobachter wohl dazu diente, den 
Weltmarktpreis hochzutreiben. Wichtig ist 
jedenfalls, dass Afghanen nach vier Jahr-
zehnten Krieg erschöpft sind und sich Si-
cherheit wünschen. Manche glaubten, die 
Taliban könnten das liefern.

Afghanen fühlen sich auch vom Westen ent-
täuscht. Hätte die von den USA angeleitete 
Intervention mehr erreichen können?
Sowohl Bush als auch Obama versprachen 
in verbindlichen Abkommen mit afghani-
schen Regierungen langfristige Unterstüt-
zung. Mit mehr Geduld hätten wir sehr viel 
mehr erreichen können. State-building er-
fordert immer viel Zeit – und erst recht in 
einem sehr armen, kriegszerstörten Land. 
Die traurige Wahrheit ist, dass unsere Prä-
sidenten die richtigen Worte fanden, aber 
nicht entsprechend handelten. Unsere af-
ghanischen Partner verloren das Vertrauen 
und die Versprechen unserer Präsidenten 
wurden gebrochen.
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Zuflucht vor dem 
Sturm
Das Divine Providence Home in Chawa-
ma, einem Vorort von Sambias Haupt-
stadt Lusaka, bietet den schutzbedürf-
tigsten Menschen des Landes Zuflucht. 
Dort leben 30 Waisen und 20 ältere Perso-
nen, unter ihnen behinderte, bettlägerige 
und psychisch kranke Patienten. Das 
Heim nimmt Bewohner unabhängig von 
ihrer Ethnie und ihrer Religion auf.

Das Divine Providence Home wurde 
vor über 30 Jahren von einem katholi-
schen Orden, den Missionsschwestern 
der Heiligen Familie, gegründet. Es ist 
von den Zuwendungen seiner Unter-
stützer abhängig. Aufgrund der Covid-
19-Pandemie steht das Heim zunehmend 
vor Problemen. Lebensmittel-, Kleider- 
und medizinische Spenden von sambi-
schen Hilfsorganisationen und Unterneh-
men sind fast gänzlich ausgefallen, weil 
die Unterstützer wegen der Pandemie 
selbst in finanzielle Schwierigkeiten 
geraten sind.

„Seit dem Beginn der Pandemie 
ist es schwer, für die Grundbedürfnisse 
der Bewohner zu sorgen“, sagt Heim-
leiterin Schwester Judith Bozek, 78, die 
ursprünglich aus Polen stammt. „Alles 
ist teurer geworden; es ist schwer, mit der 
Pandemie zurechtzukommen“, erklärt 
Bozek. „Ein paar Menschen spenden 

noch Essen, Sanitätsartikel, Kleidung 
und Windeln für die Waisen, aber der Be-
darf ist groß. Dennoch danken wir Gott; 
er ist mit uns.“

Die Bewohner loben die Schwestern 
für ihren Umgang mit der Situation. Der 
68-jährige Teddy Chipili aus der Provinz 
Luapula im Norden Sambias wohnt 
seit über zwei Jahren in dem Heim. Er 
sagt, die Schwestern haben ihn vor der 
Obdachlosigkeit bewahrt. „Ich war sechs 
Monate lang im Krankenhaus, nach mei-
ner Entlassung verlor ich meinen Arbeits-
platz und konnte meine Miete nicht mehr 
bezahlen. Ich wusste nicht, wohin, und 
ich bin dankbar, dass Schwester Bozek 
und ihr Team sich meiner annahmen.“

Auch Esnart Kangwa, 62, war mit-
tellos, als sie ankam. Sie hat Diabetes und 
Bluthochdruck; eines Tages konnte ihre 
Familie die Arztrechnungen nicht mehr 
bezahlen. „Ohne Schwester Bozek wäre 
ich jetzt tot“, vermutet sie.

Die Pandemie bereitet nicht nur 
dem Divine Providence Home Schwie-
rigkeiten. Laut dem UN-Kinderhilfswerk 
UNICEF hatte die Pandemie verheerende 
Auswirkungen auf alle sozialen Dienste, 
besonders auf jene für Kinder. In Sambia 
sind viele Kinder, Heranwachsende und 
ältere Menschen von Armut, Gewalt, 
Familientrennung, Unterernährung und 
Krankheit bedroht.

Um die Hilfsorganisationen zu 
unterstützen, leitete die sambische Regie-
rung 2017 die Initiative für Effizienz und 
Wirksamkeit der Fürsorge für benachtei-
ligte Kinder und Heranwachsende ein. 
Die Initiative vereint Sozialschutzpro-
gramme und die Vergabe von Sozialhilfe 
mit der Fallbearbeitung. So soll Haushal-
ten, die sich um benachteiligte Kinder 
und Jugendliche kümmern, der Zugang 
zu Hilfsangeboten erleichtert werden.

„Die Regierung ist entschlossen, 
diese Probleme in Angriff zu nehmen“, 
sagt Pamela Kabamba, Staatssekretärin 
im Ministerium für Gemeindeentwick-
lung und Soziales. „Das Programm soll 
die am stärksten benachteiligten Sambier 
schützen.“
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IWF

Mehr Finanzkraft für 
Entwicklungsländer

Ende August hat der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) beschlossen, die Sonder-
ziehungsrechte (SZR) um 650 Milliarden US-
Dollar aufzustocken. Von dieser Maßnahme 
werden alle 189 Mitglieder des IWF profitie-
ren und so erhebliche Finanzspritzen zur 
Bekämpfung der Covid-19-Pandemie erhal-
ten. Reiche Länder bekommen anteilig mehr 
Mittel und sollten einen Teil davon freiwillig 
armen Ländern zur Verfügung stellen.

Von Kathrin Berensmann

Die SZR stellen Reserveguthaben dar, die 
der IWF 1969 erstmals eingerichtet hat. Die 
Mitgliedstaaten können diese Buchkredite 
in andere Währungen umtauschen oder als 
Währungsreserven nutzen. SZR sind für die 
Mitgliedsländer günstiger als die Aufnahme 
von Krediten an den Märkten. Zudem sind 
sie nicht an die Erfüllung von Bedingungen 
geknüpft (IWF 2021).

Die aktuelle Aufstockung der SZR ist 
in der Geschichte mit Abstand die höchste. 
Seit 1969 gab es vier Erhöhungen, eine davon 
wurde in Zuge der globalen Finanzkrise 2009 
mit 250 Milliarden Dollar vorgenommen.

Auch die Liquidität von Niedrigein-
kommensländern steigt mit den neuen 
Sonderziehungsrechten substanziell. Al-

lerdings werden sie mit circa 21 Milliarden 
Dollar (3,2 Prozent) nur einen relativ kleinen 
Anteil der SZR erhalten, weil diese entspre-
chend den Quotenanteilen der Mitglieds-
länder verteilt werden. Diese Quotenanteile 
werden im IWF im Wesentlichen entspre-
chend ihrem relativen Gewicht in der Welt-
wirtschaft berechnet. Danach erhalten In-
dustrieländer laut IWF deutlich mehr Mittel 
als die armen Länder – nämlich 375 Milliar-
den Dollar.

Mit 21 Milliarden Dollar erhalten die 
Niedrigeinkommensländer dennoch ein 
relativ hohes Volumen verglichen mit den 
anderen Zuwendungen vom IWF. Wie der 
ehemalige IWF-Mitarbeiter David Andrews 
und Mark Plant vom Center for Global De-
velopment in Washington ausführen (An-
drews, Plant 2021), zahlte ihnen der IWF 
2020 nur etwa die Hälfte im Rahmen der 
Finanzierungsfazilitäten für arme Länder 
– des Poverty Reduction and Growth Trust 
(PRGT, Treuhandfonds für Armutsbekämp-
fung und Wachstum) – aus.

Die Gruppe der 20 größten Volkswirt-
schaften (G20) sowie der IWF unterstützen 
die Umverteilung der SZR von den reichen 
zu den armen Ländern. Die G20 hat den 
IWF in ihren Communiqués im April und 
Juli dieses Jahres gebeten, zu prüfen, wie 

dies auf freiwilliger Basis umgesetzt werden 
kann. 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, 
die neuen SZR von den reichen zu den ar-
men Ländern umzuschichten. Die Indus-
trieländer können gemäß den IWF-Regu-
larien einen Teil der Mittel als Kredite oder 
als Grant (Spende, Zuschuss) vergeben, wie 
Andrews und Plant ausführen. Im Zuge der 
Covid-19-Krise haben einige reiche IWF-Mit-
gliedsländer laut IWF bereits circa 15 Milli-
arden Dollar aus bestehenden SZR an den 
PRGT verliehen. Da bei mehr als der Hälfte 
der Niedrigeinkommensländer entweder 
das Risiko einer Überschuldung besteht 
oder diese Länder bereits überschuldet sind, 
wäre es besser, zumindest einen Teil der Mit-
tel zu spenden, als diese nur zu verleihen.

Eine weitere mögliche Option ist die 
Einrichtung eines neuen, zweckgebunde-
nen Fonds, der zumindest teilweise durch 
SZR-Zuweisungen finanziert wird. Das 
schlagen Andrews und Plant vor. Mögliche 
Fonds könnten ein grüner Fonds oder ein 
globaler Gesundheitsfonds für die Nied-
rigeinkommensländer sein. Die Einrichtung 
eines Fonds müsste vom Exekutivdirektori-
um des IWF mit 85 Prozent der Stimmen ge-
nehmigt werden (Andrews, Plant 2021). Die 
IWF-Direktorin, Kristalina Georgieva, hat 
in ihrem kürzlich erschienenen Financial-
Times-Artikel erwähnt, dass der IWF mit 
seinen Mitgliedsstaaten über einen neu-
en Resilienz- und Nachhaltigkeitstrust für 
arme und gefährdete Länder diskutiert.

Eine Umverteilung wäre begrüßens-
wert und ist notwendig, denn Entwick-
lungsländer brauchen mittel- bis langfris-
tig weitere finanzielle Unterstützung der 
Industrie- und auch der Schwellenländer, 
nicht nur um die Folgen der Pandemie ab-
zufedern.
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GESCHLECHTERGERECHTIGKEIT

Starker Klimaschutz              
braucht starke Frauen 

Die Lasten der Klimakrise sind ungleich ver-
teilt. In Nigeria und anderen afrikanischen 
Ländern leiden Frauen und Mädchen ganz 
besonders unter den Klimafolgen – vor 
allem, wenn sie noch dazu arm sind. Sie 
brauchen Unterstützung, damit sie sich bes-
ser schützen können und so die Resilienz 
ihrer Gemeinschaften stärken.

Von Jennifer Uchendu

Dass Frauen von der Klimaerwärmung be-
sonders betroffen sind, liegt auch an Män-
nern. In Afrika haben Frauen zum Beispiel 
häufig schlechten Zugang zu Bildung, zu 
Informationen allgemein und auch zu wich-
tigen Ressourcen wie etwa Landnutzungs-
rechten. Viele Frauen werden unterdrückt 
– allein schon durch gesellschaftliche Er-
wartungen, die ihnen vorschreiben, wer 
oder was sie sind, was sie denken oder tun 
sollen.

Die Verbindung zur Klimakrise wird 
zum Beispiel während Dürren deutlich, die 
mit der Erderwärmung häufiger und stärker 
auftreten werden. Vor allem Mädchen müs-
sen Wasser für die Familie holen. Oft verpas-
sen sie deshalb den Schulunterricht. In Nige-

ria wird das außerdem immer gefährlicher, 
weil die Dürre auch Kämpfe zwischen Acker-
bauern und Viehhirten befeuert. Eine andere 
traditionelle Aufgabe für Frauen ist das Sam-
meln von Feuerholz. Auch das wird schwieri-
ger, insbesondere wegen Entwaldung (siehe 
Gloria Laker Aciro Adiiki im Schwerpunkt 
des E+Z/D+C e-Papers 2020/05).

Frauen dürfen außerdem oft nicht 
selbst entscheiden, ob und wann in ihrem 
Leben sie Mutter werden und wie viele Kin-
der sie bekommen (siehe Dagmar Wolf im 
Magazinteil des E+Z/D+C e-Papers 2021/09). 
Das ist vor allem – aber nicht nur – in länd-
lichen Gegenden der Fall. Von Ehefrauen 
wird normalerweise erwartet, dass sie sich 
den Männern unterordnen. Mehr Kinder 
bedeuten aber einen höheren Ressourcen-
verbrauch – sowohl materiell als auch psy-
chisch. Gerade armen Frauen fehlt aber oft 
das Geld. Auch die natürlichen Ressourcen 
werden umso knapper, je größer der Druck 
auf die Ökosysteme ist. Umgekehrt zeigt 
sich: Die Frauen in ländlichen Gegenden, 
die weniger Kinder haben, verdienen mehr 
Geld, sind gesünder und erwirtschaften 
bessere Ernteerträge. Sie können also ihre 
Familie besser versorgen.

Solche Beispiele zeigen, dass die Kli-
makrise in Afrika vor allem Frauen und 
Mädchen trifft. Wir müssen sie besonders 
fördern, damit sie ihr Schicksal selbst in  
die Hand nehmen können. Zentral ist dabei 
der Zugang zu Bildung, aber auch zu einem 
funktionierenden Gesundheitssystem, ins-
besondere auch was Fortpflanzung und Ver-
hütung angeht. Außerdem benötigen Frau-
en ökonomische Ressourcen und müssen 
endlich als autonome Persönlichkeiten die 
gleichen Rechte genießen wie Männer.

Wo Frauen stark sind, hilft das der 
ganzen Gesellschaft im Kampf gegen die 
Klimakrise. Sie spielen eine wesentliche 
Rolle, wenn es darum geht, mit natürlichen 
Ressourcen wie Wasser, Wäldern oder Ener-
gie nachhaltig umzugehen. Das ist gerade 
im ländlichen Raum der Fall, ob in Afrika 
oder anderswo. Das Wissen der Frauen lässt 
sich oft nutzen, um den Risiken der Klimak-
rise vorzubeugen.

Es gibt viele Beispiele dafür, dass 
Frauen in Projekten zu nachhaltiger Ent-
wicklung erfolgreich beitragen – sei es als 
Bäuerinnen, Unternehmerinnen oder als 
Interessensvertreterinnen in der Politik. 
Tatsächlich sind Frauen in vielen zivilge-
sellschaftlichen Umweltorganisationen in 
Nigeria vorne mit dabei, etwa bei Wecyclers, 
Solar Sisters oder GreenHill Recycling.

Zu den technischen Neuerungen, die 
für Frauen in Nigeria echte Verbesserungen 
gebracht haben, gehören energieeffiziente 
Herde. Sie haben maßgeblich dazu beige-
tragen, dass die oft illegale Entwaldung in 
vielen Teilen des Landes zurückging. Au-
ßerdem sorgen sie für sauberere Luft und 
verhindern so, dass sich Frauen durch das 
Kochen Atemwegserkrankungen zuziehen.

Aber nicht nur in Nigeria oder Afrika, 
sondern auf der ganzen Welt können wir 
wesentlich besser mit der Klimakrise um-
gehen, wenn wir Frauen stärken und unter-
stützen. Sie stellen mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung, und ohne sie können wir die 
globale Erhitzung weder im Zaum halten 
noch uns an sie anpassen. Frauen sind un-
verzichtbar.
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AFGHANISTAN

Das Desaster hat erst begonnen

Die Evakuierungsmission ist beendet und 
konnte ohnehin nur einen Bruchteil der Orts-
kräfte retten. Die Mehrheit der schutz- und 
hilfsbedürftigen Menschen kann Afghanistan 
nun nicht mehr verlassen. Sie bleiben in 
einem Land, das mehrere Krisen gleichzeitig 
erschüttern.

Von Ralph Achenbach

Von den 40 Millionen Menschen in Afgha-
nistan sind heute mindestens 18,9 Millio-
nen auf humanitäre Hilfe angewiesen. Das 
Welternährungsprogramm warnt vor einer 
Hungerkrise, da die Lebensmittel ausge-
hen. Die Dürre im Land, bedingt durch die 
Klimakrise, bedroht zahlreiche Existenzen. 
Die Deltavariante des Coronavirus ist auch 
am Hindukusch Realität. Gerade einmal 
1,1 Prozent der Menschen sind vollständig 
gegen Covid-19 geimpft. Das ohnehin fragile 
Gesundheitssystem steht vor dem Kollaps. 
Berichte aus Kabul machen deutlich, dass 
es zwar Krankenhäuser gibt, aber niemand 
mehr das Personal bezahlt.

Die jüngste Machtverschiebung hat in 
ganz Afghanistan zu großer Unsicherheit 
geführt und die jahrzehntelange humanitä-
re Krise rapide verschärft.

Die Sicherheitslage bleibt unklar. Wie 
sich eine neue Regierung künftig verhal-
ten wird, ist offen. Aktuelle Entwicklungen 

in den ersten Wochen nach der Machtver-
schiebung bieten Anlass zur Sorge. Die Viel-
zahl und Komplexität der Krisen in Afgha-
nistan sind niederschmetternd, sollten aber 
als Weckruf dienen.

Wie andere Hilfsorganisationen auch 
haben wir von International Rescue Com-
mittee (IRC) zugesagt, vor Ort zu bleiben. 
IRC leistet in Afghanistan seit 1988 humani-
täre Hilfe. Um auch in Zeiten einer Vielfach-
krise in Afghanistan arbeiten zu können 
und die Zivilbevölkerung zu unterstützen, 
brauchen humanitäre Organisationen je-
doch weiterhin die Rückendeckung der in-
ternationalen Staatengemeinschaft – auch 
von der EU und Deutschland.

 ● Langfristige Finanzierung sicherstel-
len: Die jüngst bei der Geberkonferenz für 
Afghanistan zugesagten finanziellen Mit-
tel in Höhe von über einer Milliarde US-
Dollar sind wichtig, um den Afghaninnen 
und Afghanen in dieser akuten Krise zu 
helfen. Die Zusage finanzieller Mittel bei 
Geberkonferenzen ist das eine, die Hilfe 
vor Ort zur Realität zu machen das ande-
re. Wir begrüßen die Zusage der Bundes-
regierung über 100 Millionen Euro an So-
forthilfe und weitere 500 Millionen Euro 
Hilfsmittel für Afghanistan. Für langfris-
tig planbare Hilfe braucht es aber finan-
zielle Zusagen von Dauer. Wir fordern die 

Leserbrief

WIE DIE BRITISCHE ROYAL FAMILY

Hans Dembowski: „Steuern statt wohl-

tätiger Spenden“, E+Z/D+C e-Paper 

2021/09, Debatte

Gut gefallen hat mir Ihr Leitartikel über 
die Superreichen, ihre Spenden und 
sonstige Kapriolen – etwa eine kurze 
Raumfahrt von einer Stunde Dauer. Es 
geht wohl um Egotrips. Für Menschen 
in den USA sind extrem reiche Leute 
so etwas wie die britische Royal Fami-
ly, deren Handeln Schlagzeilen macht. 
Es sieht so aus, als wolle China diesem 
Beispiel nicht folgen. Dort hat die Re-
gierung 500 Millionen Menschen aus 
der Armut gehoben und gerade der 

digitalen Handelsplattform Ali Baba 
eine heftige Strafzahlung auferlegt. Sie 
wollen ihre Superreichen offenbar im 
Zaum halten. Andererseits verfolgen 
sie auch keine Robin-Hood-Strategie, 
die von den Reichen nimmt, um den Ar-
men zu geben. Ich bin gespannt, was für 
ein Modell sie dort entwickeln.
Prof. Dr. Sivali Ranawana, Colombo, 

Sri Lanka
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Bundesregierung daher dazu auf, für die 
nächsten fünf Jahre je 200 Millionen Euro 
pro Jahr zuzusagen.

 ● Diplomatische Möglichkeiten nutzen: 
Geld allein reicht nicht. Die Bundesregie-
rung muss sich auf höchster diplomatischer 
Ebene dafür einsetzen, dass auch unter ei-
ner Taliban-Regierung die Menschen Hilfe 
bekommen, humanitäre Hilfsorganisatio-
nen arbeiten können und ihr Personal vor 
Ort agieren darf.

 ● Lokale Kräfte stärken: 99 Prozent der 
Mitarbeitenden von IRC im Land sind Af-
ghaninnen und Afghanen. Ihr Fachwissen 
und ihre Verbundenheit mit der lokalen 
Bevölkerung sind wichtiger denn je. Anstatt 
ausschließlich über große Organisationen 
wie die UN sollte Geld daher auch direkt an 
lokale Organisationen und die sogenannten 
„Frontline Responders“ ausgezahlt werden. 
Sie kennen die Bedürfnisse der Bevölkerung 
und die Situation vor Ort am besten. Bei der 
Geberkonferenz wurde dazu leider noch 
keine Aussage gemacht.

 ● Kinder und Frauen schützen: 75 Pro-
zent der Menschen in Afghanistan, die Hil-
fe benötigen, sind Frauen und Kinder. Seit 
1995 ist die Alphabetisierungsrate von 
Frauen um fast 70 Prozent gestiegen. Gera-
de ihnen droht der Zugang zu Bildung nun 
verwehrt zu werden. Die Bundesregierung 
muss Druck ausüben, damit die Grundrech-
te von Frauen gewährleistet werden. Neben 
dem Zugang zu Bildung und medizinischer 
Versorgung geht es besonders um das Recht 
auf Arbeit. Das betrifft auch Hilfsorganisa-
tionen: Wenn Frauen nicht arbeiten dürfen, 
können wir einen Großteil der Bevölkerung 
nicht erreichen.

 ● Schutzbedürftige Personen aufneh-
men: Es gibt besonders schutzbedürftige 
Menschen, die heute in Afghanistan nicht 
mehr sicher sind, unabhängig von der Hil-
fe vor Ort. Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat bekräftigt, dass „wir uns den Ortskräf-
ten verpflichtet fühlen“. Sie geht von bis 
zu 40 000 afghanischen Ortskräften und 
ihren Angehörigen aus, die auf Ausreise in 

die Bundesrepublik warteten. Die Bundes-
regierung sollte sich daher zusätzlich zum 
EU-Resettlement-Programm bereit erklä-
ren, mindestens 20 000 Plätze für schutzbe-
dürftige Personen wie Frauen, Angehörige 
sexueller Minderheiten und Ortskräfte be-
reitzustellen.

Der afghanischen Zivilbevölkerung 
stehen dramatische Zeiten bevor. Es liegt 
nun auch an Deutschland, der EU und ihren 
internationalen Partnern, dass humanitä-
re Hilfsorganisationen die Menschen wei-
terhin mit lebensnotwendigen Hilfsgütern 
versorgen und in einer ungewissen Zukunft 
unterstützen können. Wir dürfen Afghani-
stan jetzt nicht den Rücken kehren.

RALPH ACHENBACH 

ist der Geschäftsführer von 

International Rescue 

Committee (IRC) 

Deutschland. 

IRC.Deutschland@Rescue.org 

https://de.rescue.org/

Verheerende Klimafolgen

Afghanistan ist von der glo-
balen Erwärmung besonders 
betroffen. In 80 Prozent des 
Landes herrscht laut Financial 
Times Dürre. Schon 2016 habe 
wegen zunehmend unregel-
mäßigen Regen- und Schnee-
falls das UN-Umweltprogramm 

jährliche Dürren vorhergesagt. 
Der FT zufolge haben das Be-
völkerungswachstum (Verdop-
pelung seit den 1990er Jahren) 
und Krieg die Probleme ver-
schärft. 
 Laut der Website Clima-
te Home News führt der von 

Afghanistan 2015 bei den UN 
eingereichte Klimaplan alle 
34 Provinzen als von Trocken-
heit, Hitzewellen und Gletscher-
schmelze bedroht auf. Zudem 
betone das UN Umweltpro-
gramm, 80 Prozent aller Konflik-
te kreisten um Land, Wasser und 
andere Ressourcen. Kurzfristige 
internationale Entwicklungs-
programme hätten kaum etwas 
für Klima-Anpassung bewirkt. 

 Die Klimaexpertin der 
New York Times, Somini Sen-
gupta, schrieb im August 2021, 
Afghanistans Temperaturan-
stiege lägen teils um den Faktor 
zwei über dem globalen Mit-
telwert. Sie wies zudem darauf 
hin, dass auch andere Kon-
fliktländer – wie etwa Somalia, 
Syrien und Mali – überdurch-
schnittlich stark unter der Kli-
makrise litten.  DEM

X +

   www.twitter.com/forumdc
Folgen Sie uns auf 

Twitter!
Wenn Sie wissen wollen, was auf unserer Website  passiert, können Sie uns auf Twitter folgen. 
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Klimaprotest von Schülerinnen in 

der indischen Hauptstadtregion 
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Rechte der Kinder 
Kinderrechte werden weltweit miss-
achtet. Oft ist Armut ein Grund dafür. 
Sie zwingt Familien dazu, bereits ihre 
Jüngsten zur Arbeit zu schicken, um 
zum Lebensunterhalt beizutragen, oder  
zu verheiraten. Besonders hart trifft 
es Kinder auf der Flucht. Aber auch in 
reichen Industrieländern bekommen 
nicht alle Kinder die Chancen, die ihnen 
zustehen. Auch hier sind es oft Kinder 

aus prekären Verhältnissen, die vielfach 
in der Gesellschaft diskriminiert werden.  

Dieser Schwerpunkt beschäf-
tigt sich mit den ersten vier UN-
Zielen für nachhaltige Entwick-

lung (Sustainable Develop ment Goal 
– SDG): keine Armut, kein Hunger, 
Gesundheit und Wohlergehen, hochwer-
tige Bildung.  
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KINDER AUF DER FLUCHT

Einsamer Kampf

Krieg und Gewalt zwingen jedes Jahr hun-
derttausende Kinder und Jugendliche dazu, 
aus ihren Heimatländern zu fliehen. Oft 
machen sie sich ohne Begleitung von 
Erwachsenen auf einen gefährlichen Weg. 
Doch wenn sie die Zufluchtsländer erreichen, 
werden ihnen häufig Steine in den Weg 
gelegt – sie kämpfen beispielsweise mit 
bürokratischen Hürden und sind in unzurei-
chenden Unterkünften untergebracht. Es ist 
dringend nötig, dass die Zielländer die von 
ihnen unterzeichneten internationalen Erklä-
rungen über Kinderrechte auch umsetzen.

Von Qaabata Boru

Was mit unbegleiteten Minderjährigen pas-
siert, hängt von den jeweiligen Gesetzen der 
Aufnahmeländer ab. Manche Staaten küm-
mern sich direkt um die Kinder, bringen 
sie in vorläufigen Unterkünften unter und 
bemühen sich, geeignete Aufnahmefami-
lien oder Einrichtungen zu finden. Andere 
sehen die Ankömmlinge als Problem, das so 
schnell wie möglich zu beseitigen ist.

Der Umgang der USA mit unbegleite-
ten Minderjährigen aus Lateinamerika im 
vergangenen Jahr hat gezeigt, wie man es 
nicht machen sollte. Der starke Anstieg der 
Migranten überraschte die US-Grenzbeam-
ten, und die Einrichtungen waren nicht auf 
eine so große Zahl an Menschen ausgelegt. 
So mussten Flüchtlingskinder teils unter-

versorgt in provisorischen Unterkünften 
schlafen, wie Medien berichteten.

Das Schicksal junger Migranten in 
den USA hängt auch von ihrer Herkunft ab. 
Mexikanische Kinder werden meist schnell 
wieder nach Hause geschickt; ihnen wird 
ein Asylverfahren verweigert. Laut Amnesty 
International hat das US-Heimatschutzmi-
nisterium mehr als 95 Prozent der unbeglei-
teten mexikanischen Minderjährigen, die 
zwischen November 2020 und April 2021 
ankamen, zurückgeschickt.

Die schnelle Abschiebung dieser Kin-
der mag einerseits der US-Politik gegenüber 
Mexiko entsprechen. Andererseits dürfte 
sie aber gegen das US-Gesetz zum Schutz 
von Opfern des Menschenhandels aus dem 
Jahr 2000 verstoßen. Wenn minderjährige 
Ankömmlinge aus Mexiko ohne gründliche 
Überprüfung nach Hause geschickt werden, 
könnte eine solche Abschiebung ihnen die-
sen rechtlich garantierten Schutz verwehren.

Trotz des Risikos einer umgehenden 
Abschiebung versuchen viele mexikanische 
Minderjährige ihr Glück. Während ihrer Rei-
se überqueren sie in der Regel den Rio Gran-
de, was aufgrund starker Strömungen und 
giftiger Schadstoffe in einigen Bereichen 
besonders gefährlich ist.

Die Glücklichen, die es über den Fluss 
schaffen, werden üblicherweise von US-
Grenzschutzbeamten aufgegriffen. Die Be-
amten überprüfen ihre Asylanträge und su-

chen nach Hinweisen auf Menschenhandel. 
Wer nicht für eine sofortige Abschiebung 
infrage kommt, wird an das Amt für die 
Neuansiedlung von Flüchtlingen überge-
ben. Diese Behörde ist dafür verantwortlich, 
Unterkünfte für Flüchtlinge zu finden, wäh-
rend ihre Asylanträge bearbeitet werden.

Das Amt für die Neuansiedlung von 
Flüchtlingen finanziert rund 200 staatlich 
zugelassene Einrichtungen in den USA. 
Diese Unterkünfte versuchen, geeignete Pa-
ten für die Kinder zu finden – üblicherwei-
se Verwandte, die schon in den USA leben, 
oder andere Pflegeeltern. Findet sich kein 
Zuhause für die Minderjährigen, kümmert 
sich die Behörde um sie, bis sie 18 Jahre alt 
sind.

DIE FLUCHT VOR KRIEG

In Ostafrika gestaltet sich die Aufnahme von 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
etwas anders; sie ist dort weniger bürokra-
tisch, jedoch auch schlechter organisiert 
und finanziert als im Westen.

Laut Schätzungen von Unicef, dem 
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, 
gibt es ungefähr eine Million Flüchtlinge in 
Afrika, und etwa die Hälfte davon ist minder-
jährig. Der Großteil kommt aus dem Südsu-
dan, der Demokratischen Republik Kongo 
und der Zentralafrikanischen Republik.

Unbegleitete Minderjährige steuern 
meist Flüchtlingslager in Zufluchtsländern 
wie Kenia und Äthiopien an. In diesen ver-
gleichsweise sicheren Ländern erschweren 
die fehlenden Immigrations- und Visaver-
fahren für Minderjährige ihre Lage. Dazu 
kommt, dass die Lager meist überfüllt sind 
und nur über begrenzte Mittel verfügen, um 
unbegleitete Kinder zu unterstützen.

Die Kinder, die in solchen Lagern 
ankommen, sind üblicherweise vor Bür-
gerkriegen geflohen und haben auf ihrer 
Flucht Entsetzliches erlebt. Eine Gruppe 
solcher Kinderflüchtlinge wurde unter dem 
Namen „Verlorene Jungen aus dem Sudan“ 
bekannt, den sie von den Helfern in ihren 
Flüchtlingslagern bekommen hatten (siehe 
Kasten nächste Seite).

Die Reise, die unbegleitete afrikani-
sche Flüchtlingskinder nach Nordafrika auf 
sich nehmen, ist nicht weniger gefährlich. 
Sie hoffen, von dort aus über das Mittelmeer 
nach Europa zu gelangen. Flüchtlingslager 
in Nordafrika bieten vielen von ihnen Zu-
flucht. Doch diese Lager zu erreichen ist al- Fo
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unbegleitetes Kind 

in Tijuana, Mexiko, 

an der Grenze zu 

den USA.
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les andere als einfach: Auf dem Weg dorthin 
erleben viele Kinder Gewalt, Erpressung, 
Ausbeutung und Vernachlässigung.

Genau wie die Lager am Horn von Af-
rika werden auch diese Camps häufig zu se-
mi-permanenten Aufenthaltsorten für jene, 
die als Asylsuchende nach Europa wollen. 
Auch in offiziell anerkannten Flüchtlings-
siedlungen erhalten minderjährige Flücht-
linge häufig wenig Aufmerksamkeit und 
Schutz vor Gewalt. Außerdem haben sie 
Schwierigkeiten, von ihrem Recht auf Asyl 
Gebrauch zu machen.

Das verstößt gegen internationales 
Recht, das den Kindern Schutz garantiert. 
In ihrer Erklärung der Rechte des Kindes 
betonten die Vereinten Nationen 1959, dass 
Kinder für ihre physische, mentale und so-
ziale Entwicklung ein Recht auf besonderen 
Schutz haben. Außerdem machte die Er-
klärung geltend, dass jedes Kind das Recht 
auf „Schutz vor allen Formen der Vernach-

lässigung, Grausamkeit und Ausbeutung“ 
genießt. Diese Erklärung wurde 1989 zur 
UN-Kinderrechtskonvention ausgeweitet, 
die alle UN-Mitgliedstaaten bis auf die USA 
ratifiziert haben.

Hunderttausenden Kindern, die welt-
weit aus ihrer Heimat geflohen sind, um 
andernorts Asyl zu suchen, wird dieser be-
sondere Schutz verwehrt. Anstelle einer 
Kindheit in einem Umfeld von Liebe und 
Verständnis, wie es die Erklärung verlangt, 
stehen bei unbegleiteten Flüchtlingskindern 
oft Armut, Angst und Vernachlässigung.

Beim Umgang der USA mit unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlingen an 
den Grenzen besteht erheblicher Verbesse-
rungsbedarf. Darüber hinaus sollten alle Zu-
fluchtsländer bessere Programme für diese 
Asylsuchenden entwickeln. Dazu gehören 
Maßnahmen für eine bessere Behandlung 
in Unterkünften und rechtliche Beratung zu 
Asylanträgen.

Außerdem brauchen Kinder aus Kri-
sengebieten häufig Seelsorge, um mit den 
Traumata, die sie in ihren Heimatländern 
und auf der Flucht erfahren haben, umzu-
gehen. Regierungen sollten Einrichtungen 
und Programme schaffen, um solche Diens-
te zur Verfügung zu stellen.

Die Kinder von heute sind die Erwach-
senen von morgen. Auf lange Sicht nutzt 
es niemandem, wenn Kinder traumatisiert 
und vernachlässigt aufwachsen.

QAABATA BORU 

ist äthiopischer Journalist und 

hat selbst im Flüchtlingslager 

Kakuma in Kenia gelebt. Er ist 

Gründer und Chefredakteur 

von Kakuma News Reflector (Kanere), einer 

von Flüchtlingen gemachten Online-Zeitung. 

kakuma.news@gmail.com 

https://kanere.org/

Verlorene Jungen und Mädchen

Mehr als 20 000 Kinder flohen 
in den 1980ern vor dem Bürger-
krieg im Sudan, zunächst nach 
Äthiopien und später nach Ke-
nia. Viele von ihnen starben auf 
dem Weg dorthin.

Etwa 2 Millionen Men-
schen fielen dem sudanesischen 
Bürgerkrieg in den 1980ern zum 
Opfer, 30 000 Kinder wurden 
zu Waisen. Manche der Waisen, 
die das Land verlassen hatten, 
wurden als „Verlorene Jungen 
aus dem Sudan“ bekannt. Die-
ser Name war ihnen von den 
Mitarbeitern der humanitären 
Organisationen, die sich an den 
Zufluchtsorten um sie kümmer-
ten, gegeben worden. Ursprüng-
lich umfassten die „Verlorenen 
Jungen“ – später auch die „Ver-
lorenen Jungen und Mädchen“ 
– mehr als 20 000 Minderjäh-
rige, die den Ethnien der Nuer 
und Dinka angehörten.

Manche der Flüchtlinge 
waren gerade einmal fünf Jahre 

alt; jüngere Kinder waren den 
älteren beim Verlassen ihrer 
zerstörten Dörfer einfach ge-
folgt. Die Kinder brachen auf, 
nachdem ihre Häuser nieder-
gebrannt und ihre Eltern getö-
tet worden waren.

Zuerst suchten die Min-
derjährigen in Äthiopien Asyl. 
Doch die äthiopische Regie-
rung wurde 1991 gestürzt. Die 
darauf folgende Instabilität 
zwang sie, nach Kenia abzu-
wandern, dort war ihr Ziel das 
Flüchtlingslager Kakuma.

Es war eine gefährliche 
Flucht. Viele Kinder starben 
unterwegs, sodass ihre Zahl 
zwischen 1991 und 1992 auf 
12 000 sank. Besonders ris-
kant war die Überquerung 
des reißenden und krokodil-
verseuchten Gilo, eines Flus-
ses zwischen dem Sudan und 
Äthiopien.

Ein Flüchtlingslager ist 
als Übergangslösung für Ver-

triebene vorgesehen, solange 
nach einer dauerhaften Un-
terkunft für sie gesucht wird. 
Doch dauerhafte Unterkünfte 
für Flüchtlinge sind schwer zu 
finden. Viele der „Verlorenen 
Jungen und Mädchen“ blieben 
in Kakuma, heirateten und 
gründeten Familien dort. Wer 
zu den Glücklichen gehörte, 
bekam humanitäre Hilfe, um 
ins Ausland umzusiedeln.

„Ich war zwölf Jahre alt, 
als unser Dorf angegriffen und 
meine Eltern getötet wurden“, 
erzählt Simon Deng, einer der 
„Verlorenen Jungen“, der noch 
immer in Kakuma lebt. „Ich 
sah, wie andere Kinder im Gilo 
starben. Seit 29 Jahren lebe ich 
nun in Kakuma. Da wir auf Un-
terstützung angewiesen sind, 
stehen die Chancen, das Lager 
zu verlassen, schlecht.“  QB

Kinder im Flüchtlingslager Kakuma in Kenia. Fo
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STRASSENKINDER

Am Rande der Gesellschaft

In Burundi gibt es eine Reihe von gesetzli-
chen Schutzbestimmungen für Kinder, doch 
in der Praxis werden diese Rechte häufig 
verletzt. Ursache vieler Verstöße gegen Kin-
derrechte sind Armut und mangelnde Kennt-
nis des Rechtsschutzes. Die größten Prob-
leme für Kinder sind Menschenhandel und 
Zwangsarbeit.

Von Mireille Kanyange

Der neunjährige Jérémie und seine Freunde 
verbringen den ganzen Tag und den Groß-
teil der Nacht auf den Straßen von Bujum-

bura, der größten Stadt Burundis. Sie leben 
seit mehr als zwei Jahren so und werden 
dies wohl auch in Zukunft tun.

„Als meine Mutter starb, heiratete 
mein Vater erneut, und meine Stiefmutter 
war nicht gut zu mir“, erklärt Jérémie. „Sie 
gab mir nichts mehr zu essen. Also habe ich 
die Schule abgebrochen und bin nach Bu-
jumbura gekommen. Meine Freunde und 
ich hatten keine Fahrkarten, also hängten 

wir uns an die Rückseite eines Erdöltankwa-
gens, um in die Stadt zu fahren.“

Leider geht es vielen Kindern wie Jéré-
mie. Tausende von Kindern in Burundi sind 
von Armut, Gewalt und Rechtsverletzungen 
betroffen, darunter ihr Recht auf Bildung, 
Zugang zu Gesundheitsversorgung und 
Freiheit von Ausbeutung.

Nach Angaben der Nationalen Ver-
einigung der Verteidiger der Kinderrechte 
in Burundi (FENADEB, für Fédération Na-
tionale des Associations engagées dans le 
Domaine de l‘Enfance au Burundi) sind die 
registrierten Kinderrechtsverletzungen von 

1140 im Jahr 2019 auf 1310 im Jahr 2020 ge-
stiegen.

Die registrierten Fälle sind nur die 
Spitze des Eisbergs. Die meisten Fälle von 
Kindesvernachlässigung und -misshand-
lung tauchen nie in offiziellen Statistiken 
auf. Unter den erfassten Fällen sind Rechts-
verletzungen wie die Verweigerung wichti-
ger Ausweispapiere für Kinder, Nahrungs- 
und Wassermangel sowie Arbeit unter 

ausbeuterischen Bedingungen (siehe Kas-
ten nächste Seite). Weitere Kinderrechtsver-
stöße sind die Verheiratung von Minderjäh-
rigen, Zwangsumsiedlungen aufgrund von 
Kriegen und Naturkatastrophen, sexuelle 
Ausbeutung und Gewalt.

Laut Rechtslage sollte das alles nicht 
passieren. Nach einem Gesetz aus dem Jahr 
2005 haben Kinder zwischen sieben und 13 
Jahren ein Recht auf kostenlose Bildung. Ei-
nem anderen Gesetz zufolge haben Kinder 
unter fünf Jahren und werdende Mütter ein 
Recht auf kostenlose Gesundheitsversor-
gung.

Zudem hat das burundische Parla-
ment Gesetze verabschiedet, die das Recht 
der Kinder auf körperliche Unversehrtheit 
und Freiheit von Zwangsheirat fördern. Die 
Regierung hat einschlägige internationale 
Abkommen ratifiziert, darunter die UN-
Konvention über die Rechte des Kindes von 
1989.

VIELE HÜRDEN

Dennoch halten praktische Hürden viele 
Kinder davon ab, ihre Rechte wahrzuneh-
men. Zum Beispiel ist die Grundschulbil-
dung wegen informeller Gebühren, etwa 
für Bücher und Materialien, nicht völlig 
kostenlos. Auch in der Sekundarstufe sind 
Gebühren zu entrichten, weshalb viele Ju-
gendliche die Schule in diesem Stadium 
abbrechen.

Zudem lebt fast die Hälfte aller burun-
dischen Kinder mehr als 30 Minuten von der 
nächsten medizinischen Einrichtung ent-
fernt, sodass eine medizinische Versorgung 
für sie unerreichbar ist, so Humanium, eine 
Nichtregierungsorganisation (NGO) für Kin-
derrechte. Gesundheitsprobleme sind weit 
verbreitet: Laut der NGO leidet die Hälfte 
der Kinder aufgrund von Unterernährung 
an Wachstumsstörungen. Malaria, Unterer-
nährung und Atemwegserkrankungen be-
treffen viele Kinder.

Fehlende Papiere sind ein weiteres 
Hindernis. Viele Kinder können nicht zur 
Schule gehen oder gesundheitlich versorgt 
werden, weil sie keine Geburtsurkunde ha-
ben – ein Verstoß gegen ihr Recht auf eine 
Identität. Laut dem UN-Kinderhilfswerk 
Unicef wurde etwa ein Viertel der Geburten 
in Burundi zwischen 2008 und 2014 nicht 
registriert.

Die aktuelle Zahl der nicht registrier-
ten Geburten ist zwar nicht bekannt, aber Fo
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das Fehlen einer Geburtsurkunde betrifft 
am ehesten Kinder von geflohenen Burun-
diern und Kinder von Paaren, die nicht le-
gal verheiratet sind. Wenn ein oder beide 
Elternteile selbst keine Geburtsurkunde ha-
ben, wird dieser Mangel an offizieller Identi-
tät häufig an ihre Kinder weitergegeben.

Zivile Unruhen haben die Lage noch 
verschlimmert. Mehr als die Hälfte der 
Flüchtlinge, die während der Kriege in Bu-
rundi 2015 geflohen sind, waren Kinder. Vie-
le wurden anschließend repatriiert. Doch 
2019 waren laut Humanium immer noch 
über 78 000 Kinder in den 18 Provinzen Bu-
rundis als Binnenvertriebene registriert.

Das größte Hindernis für die Durch-
setzung der Kinderrechte ist die Armut. 
Unicef berichtete 2016, dass 78 Prozent der 
burundischen Kinder in monetärer und/
oder nichtmonetärer Armut leben. Viele 
Kinder müssen für sich selbst sorgen, da 
ihre Eltern sie entweder nicht unterstützen 
können oder an einer Krankheit gestorben 
sind.

Meist landen solche Kinder auf der 
Straße. In Bujumbura, Gitega, der politi-
schen Hauptstadt, und in anderen Städten 
wie Rumonge, Ngozi und Kayanza findet 
man sie in Scharen. Die meisten von ih-
nen stammen aus armen Familien aus dem 
Landesinneren. In der Regel leben sie vom 
Betteln oder von diversen Gelegenheitsar-
beiten. Einige werden zu Kleinkriminellen. 
Laut einem Bericht der Unabhängigen Na-
tionalen Kommission für Menschenrechte 
in Burundi (CNIDH, Commission Nationle 

Indépendante des Droits de l’Homme du 
Burundi) von 2019 wurden sieben Kinder 
wegen Raubüberfällen angeklagt.

RÜCKKEHR IN DIE FAMILIEN

Die Scharen von Kindern auf Burundis Stra-
ßen sind offiziellen Stellen nicht entgangen. 
In den vergangenen drei Jahren hat das 
Ministerium für Solidarität und Menschen-
rechte zusammen mit den Provinzgou-
verneuren und der Polizei Programme zur 
„Rückkehr in die Familien“ durchgeführt, 
um die Mädchen und Jungen von der Stra-
ße zu holen. Im Rahmen dieser Program-
me werden Straßenkinder aufgegriffen, 
zunächst in Zentren gebracht, wo sie über 
die Gefahren des Lebens auf der Straße auf-
geklärt werden, und dann in ihre Dörfer ge-
schickt.

Bislang war das Programm nicht er-
folgreich. Aus denselben Gründen, aus de-
nen sie ursprünglich weggegangen sind, 

verlassen die Kinder bald wieder ihre Dörfer 
und finden ihren Weg zurück auf die Stra-
ßen einer Großstadt.

Die CNIDH-Kommission verfolgt 
einen anderen Ansatz. Sie hat eine Hot-
line eingerichtet, über die Fälle von Kin-
desmissbrauch gemeldet werden können. 
Außerdem überprüft sie Vormünder, die 
angeben, sich um Kinder zu kümmern, um 
sicherzustellen, dass sie im besten Interes-
se der ihnen anvertrauten Kinder handeln. 
Gleichzeitig plant die CNIDH die Einrich-
tung eines Fonds, der gefährdeten Familien 
helfen soll, für ihre Kinder zu sorgen. Und 
die Kommission schlägt ein Gesetz vor, das 
jeden bestraft, der Kinder zum Betteln auf 
die Straße schickt.

Unicef Burundi unterstützt Kinder 
darin, ihr Recht auf ein sicheres und förder-
liches Umfeld zu verwirklichen. In seinem 
Länderprogramm 2019–2023 schlägt Unicef 
vor, die Menge an Daten und anderen Bele-
gen zu Kinderschutzfragen zu erhöhen und 
die Entwicklung einer neuen nationalen 
Kinderschutzpolitik zu fördern.

All diese Maßnahmen können helfen. 
Letztendlich muss die burundische Regie-
rung dafür sorgen, Kinderrechte durchzu-
setzen, wie sie bereits in bestehenden Ge-
setzen verankert sind.

MIREILLE KANYANGE 
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Zum Schuften gezwungen

Obwohl Menschenhandel in 
Burundi verboten ist, decken 
Beamte des Kinderschutzes 
jedes Jahr Hunderte von Ver-
stößen auf. Menschenhändler 
nutzen die Armut und Uner-
fahrenheit der Eltern aus, um 
Kinder auszubeuten.

Ein Gesetz aus 2014 stellt 
in Burundi Menschenhandel 
und Zwangsarbeit unter Strafe. 
Aber Schlupflöcher im Straf- 
und Arbeitsrecht, einschließ-

lich Vorschriften, die informel-
le Arbeit von Kindern unter  
16 Jahren erlauben, machen 
Kinder zur leichten Beute für 
Menschenhändler.

In einem Bericht der Na-
tionalen Vereinigung der Ver-
teidiger der Kinderrechte in 
Burundi (FENADEB, Fédérati-
on Nationale des Associations 
engagées dans le Domaine de 
l’Enfance au Burundi) aus 2020 
werden 222 Fälle von Kinder-

handel aufgeführt, die meisten 
(178) betrafen Jungen.

Diese Kinder wurden zur 
Arbeit nach Burundi und Tan-
sania verschleppt. Einige arbei-
teten als Hausierer, verkauften 
zum Beispiel Erdnüsse in Bars. 
Andere wurden zur Hausarbeit 
geschickt. Die schlimmsten 
Fälle sind die, die bei ihren 
Chefs leben und sexuell miss-
braucht werden.

Anhand von Videos in so-
zialen Netzwerken und Ermitt-
lungsarbeit konnte die Polizei 
einige Täter strafrechtlich verfol-
gen. Laut dem Bericht von 2019 

der Unabhängigen Nationalen 
Kommission für Menschenrech-
te in Burundi (CNIDH, Commis-
sion Nationale Indépendante 
des Droits de l’Homme du Bu-
rundi) hat die Regierung sieben 
Kinderhändler festgenommen.

„Oft sind die Menschen-
händler den Eltern der Kinder 
bekannt“, sagt Dr. Sixte Vig-
ny Nimuraba, Präsident der 
CNIDH und Dozent an der Nati-
onalen Universität von Burundi. 
„Menschenhändler nutzen die 
Armut und das fehlende Wissen 
der Eltern aus, um ihre Kinder 
auszubeuten“, sagt er.  MK

BURUNDI

 Gitega
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GENITALVERSTÜMMELUNG

„Viele gesellschaftliche Faktoren“

Mariame Racine Sow, die 1989 vom Senegal 
nach Deutschland kam, hat vor mehr als 20 
Jahren einen Verein in Deutschland gegrün-
det, der sich für die Beendigung der weibli-
chen Genitalverstümmelung (Female Genital 
Mutilation – FGM) einsetzt. Sie berät in 
Frankfurt betroffene Migrantinnen. Neuer-
dings wenden sich immer häufiger Familien 
an sie, die mit Rassismus-Erfahrungen zu 
kämpfen haben.

Mariame Racine Sow im Interview mit 
Sabine Balk

Sie engagieren sich mit Ihrem Verein For-
ward for Women gegen FGM. Mit welchen 
Problemen kommen die betroffenen Mäd-
chen und Frauen hauptsächlich zu Ihnen?
Den Frauen geht es nicht so sehr um Klagen 
und Mitleid über das, was ihnen widerfah-
ren ist, sondern um ganz praktische Fra-
gen. Die Mädchen wollen wissen, was sie 
erwartet, ob sie normal Sexualität erfahren 
können, ob sie normal Kinder bekommen 
können oder auch, ob man etwas gegen die 
Verstümmelung unternehmen kann. Es gibt 

neuerdings tatsächlich die Möglichkeit, die 
weiblichen Genitalien operativ zu rekonst-
ruieren.

Wie können Sie helfen?
Das ist in jedem Fall eine individuelle An-
gelegenheit, da gibt es keine Standardlö-
sung. Wenn ein medizinisches Problem wie 
Schmerzen vorliegt, ist es klar, dann schi-
cke ich sie zu Ärzten, die mit dem Thema 
FGM etwas anfangen können. Aber jede 
Frau lebt mit FGM anders. Es geht vor al-
lem um den Austausch von Erfahrungen. 
Als von FGM betroffene schwarze Frau bin 
ich eine ganz andere Ansprechpartnerin als 
eine weiße, blonde Frau. Ich muss heraus-
finden, was das Ziel der Beratung sein soll. 
Ich habe nicht die Lösung parat, sondern 
helfe Betroffenen, eine Lösung zu finden. 
In meiner Beratungsarbeit geht es auch 
sehr viel um Empowerment von migranti-
schen Frauen.

Sind die Mädchen in ihren Heimatländern 
beschnitten worden oder gibt es gar in 
Deutschland Fälle von Beschneidungen?

Die meisten Mädchen sind Flüchtlinge oder 
Migrantinnen, die in ihren Heimatländern 
beschnitten wurden. Wir wissen nicht, ob 
FGM in Deutschland praktiziert wird, es gibt 
aber Verdachtsfälle. Bislang konnten wir 
aber nichts nachweisen. Kurz vor der Coro-
na-Pandemie haben mich Verantwortliche 
einer Kinderkrippe für unter Dreijährige 
in Frankfurt angesprochen. Sie hatten den 
Verdacht, ein Kleinkind könnte beschnit-
ten worden sein. Das ist gerade für Laien oft 
nicht eindeutig zu sehen.

Was konnten Sie beitragen?
Zuerst einmal war es gut, dass die Kita nicht 
direkt die Eltern angesprochen hat und 
diese womöglich falsch beschuldigt hätte. 
Oft ist das Personal in pädagogischen Ein-
richtungen nicht kultursensibel genug. Wir 
wollen, dass das anders wird, und stehen 
Einrichtungen mit Rat und Tat zur Seite. 
Im Fall der Frankfurter Kita habe ich mich 
mit dem Personal getroffen und über den 
Fall des kleinen Mädchens gesprochen. Ge-
plant war ein gemeinsames Gespräch mit 
den Eltern, um die Lage richtig einzuschät-
zen. Dazu ist es aber wegen der Pandemie 
nicht mehr gekommen und ich weiß nicht, 
wie der Fall weiter verlaufen ist. Wenn die 
Eltern kooperativ sind, ist es sinnvoll, ge-
meinsam zu einem Arzt zu gehen, um das 
Kind untersuchen zu lassen. Wenn die El-
tern aber unkooperativ sind und es auch Be- Fo
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schneidung wäre, würden wir das Jugend-
amt einschalten.

Sie sind selbst von FGM betroffen. Für uns 
als Deutsche klingt das wie ein furchtbarer 
Gewaltakt an einem Kind. Sind Sie Ihren 
 Eltern böse, dass sie Ihnen das angetan 
haben?
Das sind Fragen, die sich mir nicht gestellt 
haben. Ich kann nicht sagen, dass ich des-
halb wütend oder sauer auf meine Eltern 
bin. FGM gehört in einigen Regionen zur 
Tradition und zum gesellschaftlichen Kon-
sens. Jeder macht das. Ich war ungefähr 
fünf Jahre, als sie mich beschnitten haben. 
Ich habe keine genaue Erinnerung mehr 
daran. Es hat sicher sehr weh getan. Aber 
die Bedeutung von Schmerz ist in jedem 
Kulturkreis anders. Wir haben die Beschnei-
dung als eine Etappe des Lebens betrachtet, 
die man durchmacht, wie Heiraten oder 
Kinderkriegen, und wir haben es akzeptiert, 
dass es so ist. Unser Ziel ist es nun, den Men-
schen, die denken, FGM gehöre zur Kultur, 
klarzumachen, dass ein anderes Leben mög-
lich ist.

Und wie machen Sie das?
Wir verstehen uns vor allem als Beratungs-
angebot. Ganz wichtig ist erst mal, jede Per-
son, die zu mir kommt, so anzunehmen, wie 
sie ist. Ich frage zuerst, was die Beweggrün-
de der Frau sind: Was möchte sie ändern, 
wie möchte sie weitermachen, was sind ihre 
Ziele? Und ich verurteile niemanden. Man 
darf FGM und andere Gewalt nicht isoliert 
betrachten, sondern im Kontext. Sie hängt 
mit vielen gesellschaftlichen Gegebenhei-
ten und Umständen zusammen. Das waren 
früher vielleicht zum Teil Rituale, die das 
Überleben sicherten. Diese Zusammenhän-
ge will ich aufzeigen und hinterfragen. In 
unsere Beratung beziehen wir auch Män-
ner ein, denn nur wenn wir sie mit im Boot 
haben, können wir an dieser schädlichen 
Praxis gesamtgesellschaftlich etwas ändern. 
Vor Corona hatten wir auch Gruppentref-
fen und Beratung vor Ort, aber derzeit läuft 
noch alles über das Telefon.

Haben sich durch Corona die Themen Ihrer 
Beratung geändert?
Ja, es ist auffallend, dass viele Frauen oder 
auch Familien zu uns kommen, weil ihre 
Kinder in der Schule rassistische Gewalt 
und Diskriminierung erleben. Vermutlich 
hat es auch mit der Black-Lives-Matter-Be-

wegung zu tun. Kinder fühlen sich zuneh-
mend von ihren Lehrern diskriminiert und 
benachteiligt. Das kommt jetzt wohl stär-
ker raus, weil viele Kinder in Corona zeiten 
mit Homeschooling Defizite aufgebaut 
haben und den schwarzen Kindern am we-
nigsten zugetraut wird. Wenn Kinder sich 
diskriminiert fühlen und dies auch kom-
munizieren, sind Lehrer und Schule oft 
hilflos und sogar in einer Abwehrhaltung. 
Die Lehrer sind nicht in der Lage, mit All-
tagsrassismus umzugehen, und die Schu-
le auch nicht. Die Kinder werden häufig 
alleingelassen, und auch viele Eltern sind 
frustriert und hilflos.

Wie kann das Problem Ihrer Meinung nach 
angegangen werden?
Es gibt strukturellen Rassismus in der deut-
schen Gesellschaft. Das ist aber noch nicht 
wirklich im Bewusstsein der Menschen an-
gekommen. Schulen und Lehrer sind mit 
dem Thema alleingelassen und überfor-
dert – sie wissen nicht, wie sie damit umge-
hen sollen. Es gibt keine Schulungen oder 
Workshops, um das Thema zu bearbeiten. 
Am besten wäre es, wenn es Antidiskrimi-
nierungskurse und Trainings in der Schule 
selbst geben würde.

Was raten Sie betroffenen Eltern?
Vor allem, dass sie das Gespräch mit Leh-
rern und Schule und mit anderen Eltern 
suchen, zum Beispiel am Elternabend, und 
dort die Probleme ansprechen. Wir versu-
chen Eltern und Kinder zu stärken und zu 
befähigen, das Problem anzugehen. Es wird 
in keinem Fall eine Patentlösung geben. 
Leider habe ich mit meinen drei Kindern 
in Schulen auch schon sehr viel Diskrimi-
nierung erfahren. Wenn es Probleme oder 
Missverständnisse gab, waren immer meine 
Kinder schuld oder wurden als störend emp-
funden, wenn sie sich vermeintlich nicht 
der gesellschaftlichen Norm entsprechend 
verhalten haben. Meine Erfahrung zeigt 
aber auch, dass Lehrer dann meist positiver 
und offener waren, wenn sie mich persön-
lich kennengelernt haben.

Noch ein anderes Thema: Sie engagieren 
sich auch in Ihrem Herkunftsland im Sene-
gal. Welche Projekte sind das?
Auch hier geht es hauptsächlich um die För-
derung von Mädchen und Frauen. Mir per-
sönlich liegt vor allem unser Gesundheits- 
und Bildungsprojekt Maa Feew am Herzen, 

das zum Teil auch vom CIM (Centrum für 
internationale Migration und Entwicklung) 
der GIZ gefördert wird. „Maa Feew“ bedeu-
tet in der Landessprache Fulani „Alles wird 
gut“. Wir führen es in Podor durch, einer 
Stadt im Norden des Senegal, in der ich 
geboren wurde. Das Projekt beinhaltet die 
Unterstützung für eine Geburtsstation, den 
Bau von Schultoiletten und den Bau einer 
Bücherei. Die Geburtsstation ist besonders 
wichtig, weil es in Podor Genitalverstümm-
lung sowie Früh- und Zwangsverheiratung 
gibt und es dadurch bei Geburten häufig 
zu Problemen kommt. Wir konnten mit Un-
terstützung des Arbeiter-Samariter-Bunds 
Hessen einen Krankenwagen für die Ge-
burtsstation organisieren. Damit werden 
monatlich rund 70 Frauen vom Kranken-
haus in Podor in die 400 Kilometer entfern-
te Hauptstadt Dakar transportiert, wo sie bei 
schwierigeren Geburten oder Krankheiten 
besser versorgt werden können. In der Schu-
le, die wir unterstützen, war mein Großvater 
Direktor. Der Toilettenbau beziehungsweise 
die Renovierung ist noch nicht abgeschlos-
sen, genauso wie der Aufbau der Bücherei. 
Es fehlt noch an Spendengeldern – das gilt 
leider auch für weitere Projekte.

Welche Projekte sind das?
Wir würden sehr gern ein Mädchenhaus in 
Podor errichten, wo Mädchen, die beschnit-
ten, zwangsverheiratet sind oder denen 
andere Gewalt angetan wurde, Zuflucht, 
Gesundheitsversorgung und Unterstützung 
bekommen. Ein weiteres wichtiges Ziel wäre 
es, zwei Fahrzeuge zu bekommen, um Ge-
sundheitsberatung und -versorgung in und 
um Podor herum anbieten zu können. So 
eine ambulante Beratung ist für viele Mäd-
chen und Frauen die einzige Versorgung, 
die sie erhalten können. Sie wird von Frau-
en – traditionellen Gesundheitslotsinnen 
– durchgeführt, die dafür geschult wurden. 
Wir hoffen sehr, dass wir bald die nötigen 
Spenden bekommen, um diese Projekte um-
setzen zu können.

MARIAME RACINE SOW 
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STRASSENKINDER

Blick in eine ungewisse Zukunft

Auf den Straßen Cotonous, des Wirt-
schaftszentrums Benins, sind junge Kinder, 
die schwere Lasten auf ihren Köpfen tragen, 
ein gewöhnlicher Anblick. Hier und in ande-
ren Städten im Land arbeiten sie als Hausie-
rer und verkaufen eine Vielzahl von Waren an 
Passanten. Tag und Nacht ziehen sie durch 
die Straßen, preisen frisches Obst und 
Gemüse oder andere Waren an. Weil ihre 
Familien arm sind, sind sie systematischer 
Ausbeutung als Billiglohnarbeiter ausge-
setzt.

Von Karim Okanla

Egal, ob Starkregen oder brütende Hit-
ze – die Kinder arbeiten bei jedem Wetter. 
Ihre Arbeitgeber sind Marktstandbesitzer, 
die mithilfe der Kinder ihren Verkauf auf 
die Straßen ausweiten wollen. Manche der 
Kinder, oft ungepflegt und in Lumpen ge-
kleidet, wollen so verzweifelt ihre Ware ver-
kaufen, dass sie sich Autofahrern nähern, 
sobald diese langsamer fahren, um einen 
Parkplatz zu suchen.

Kinderarbeit in Benin nimmt viele 
Formen an. Manche Kinder arbeiten als 
Hausangestellte, putzen, spülen, waschen 
Wäsche und bringen die Kinder der Haus-
besitzer zum Kindergarten. Andere arbei-
ten im Baugewerbe, im Schreinerhandwerk 
oder in Reparaturwerkstätten. Sie verrich-

ten Arbeiten von Erwachsenen und benut-
zen dazu Werkzeug und Material, das oft zu 
schwer oder zu gefährlich für sie ist.

Kinder für niedrige Löhne arbeiten 
zu lassen oder nicht altersgemäße Aufga-
ben erledigen zu lassen ist in Benin nichts 
Neues. Es ist eine Folge der Armut. Die Kin-
der stammen in der Regel aus abgelegenen 
Buschdörfern wie Agbanta in der Region 
Ouémé oder Za-Kpota in der Region Zou, in 
denen Geburtenraten in der Regel hoch und 
Familieneinkommen niedrig sind.

Eltern, die sich nicht um ihre Kinder 
kümmern können, vermieten sie an Wohl-
habendere in den Städten für nur 40 000 
CFA Francs (circa 62 Euro) pro Jahr. Die 
Arbeitgeber versprechen meist, den Eltern 
einen festen monatlichen Betrag zu zahlen, 
halten aber selten Wort. Sie versprechen oft 
auch, die Kinder zu ernähren, einzukleiden 

und ihnen eine Schulbildung zu ermögli-
chen. Doch auch das sind oft leere Verspre-
chungen. Und nur wenige Eltern sind in der 
Lage, nachzuprüfen, was mit ihren Kindern 
passiert. Mit der Zeit vergessen einige sogar, 
dass sie ihre Kinder vermietet oder verkauft 
haben.

Manche der Kinder wurden von der 
Polizei gerettet und haben kürzlich im 
Fernsehen darüber gesprochen, was sie er-
lebt haben. Die Sendung war vor mehreren 
Jahren produziert und nun erneut ausge-
strahlt worden. Man wollte damit auf die 
Notlage der Kinder aufmerksam machen. 
Die Zuschauer konnten sehen und hören, 
wie misshandelte und ausgebeutete Kin-
der über starke Nackenschmerzen klagten, 
weil sie schwere Lasten auf ihren Köpfen 
tragen müssen. Manche berichten auch von 
Schmerzen in Knien und Füßen.

Diejenigen, die Pech hatten, wurden 
geschlagen, wenn sie nicht genug verkaufen 
konnten. Die Fernsehaufnahmen zeigten 
eitrige Wunden und Verletzungen an Rü-
cken und Gesäß. Auch psychische Schäden 
waren erkennbar, denn einige der jungen 
Opfer hatten Schwierigkeiten zu sprechen.

Immer mehr zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen und Meinungsführer setzen 
sich nun ein für strengere Gesetze und eine 
aktivere Strafverfolgung, um jegliche Form 
der Kinderarbeit zu beenden. In Benin ste-
hen auf die Ausbeutung von Kindern bis zu 
fünf Jahre Gefängnis, auf Kindesmisshand-
lung stehen längere Strafen.

Wenn Behörden sich der Sache ge-
zielt annehmen, erreichen sie auch etwas, 
zumindest für kurze Zeit. So hat die beni-
nische Kinderschutzbehörde 2017 und 
2018 Hunderte von ausgebeuteten Kindern 
befreit. Heute muss die Behörde auch ver-
hindern, dass Kinder aus Benin in die Elfen-
beinküste, nach Nigeria oder nach Gabun 
verkauft werden, wo sie auf Plantagen arbei-
ten müssen.

Um dauerhaft etwas zu bewirken, 
braucht es aber regelmäßiges Durchgreifen, 
nicht nur sporadisches. Wenn nicht gut or-
ganisiert gegen Misshandlung und Ausbeu-
tung vorgegangen wird, bleibt die Zukunft 
der Kinder in Benin ungewiss.
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KINDERARBEIT

Ohne Schulbildung ausgebeutet

Kinderarbeit ist noch immer weit verbreitet in 
Bangladesch. Viele Minderjährige arbeiten in 
gefährlichen Branchen. Das hat Folgen für 
Gesundheit und Bildungschancen. Wegen 
großer Armut ist ein generelles Verbot der 
Kinderarbeit nicht realistisch – aber ihre 
Regulierung ist schwierig.

Von Ridwanul Hoque

Im Juli 2021 starben 52 Menschen bei einem 
Fabrikbrand in der Nähe von Dhaka. Unter 
den Opfern waren auch Kinder und Jugend-
liche. Während ihrer langen Arbeitszeit war 
das Personal des Lebensmittelverarbeiters 
in der Produktionsstätte eingesperrt. 2013 
hatte der Einsturz der Textilfabrik Rana Pla-
za für weltweites Aufsehen gesorgt – und 
auch damals waren Minderjährige betroffen.

Der Staat versucht schon lange, Kinder 
besser zu schützen. Seit 2013 sind Heran-
wachsende in Bangladesch mit 18 volljährig, 
dürfen aber schon mit 14 Jahren arbeiten. 
Erlaubt sind Tätigkeiten, die nicht offizi-
ell als gefährlich eingestuft sind. Vor einer 

Reform von 2018 durften Kinder ab zwölf 
Jahren „leichte Arbeit“ verrichten. Mittler-
weile besteht ein generelles Arbeitsverbot 
für Kinder unter 14 Jahren. Minderjährige 
auszubeuten ist eine Straftat.

Doch diese Regeln bestehen weit-
gehend nur auf dem Papier. Kinderarbeit 
bleibt verbreitet. Minderjährige arbeiten 
meist in der Fischerei, Landwirtschaft, 
Textilproduktion, in Gerbereien, Ziegel-
brennereien sowie in Steinbrüchen und in 
Privataushalten. Die Arbeit von Haushalts-
hilfen unterliegt keinerlei Regulierung, so-
dass Hilfskräfte – vor allem Mädchen – ex-
trem ausgebeutet werden. Manche leben in 
sklavenähnlichen Verhältnissen.

Dass Kinderarbeit in Bangladesch bis-
her nicht generell verboten ist, hat einen 
Grund. Sowohl Gewerkschaften als auch 

Arbeitgeber sagen, das westliche Ideal der 
Abschaffung von Kinderarbeit entspreche 
nicht der Lebensrealität in Bangladesch, 
wo große Armut herrscht und der Bildungs-
stand niedrig ist. Wenn Heranwachsende 
kein Geld verdienen dürften, um ihre Fa-

milien zu unterstützen, würden wesentlich 
mehr von ihnen im informellen Sektor ar-
beiten. Außerdem ist organisierter Kinder-
handel ein großes Problem, das mit wach-
sender Armut noch schlimmer würde.

Bei einer Reform des Arbeitsrechts 
2006 wollte der Gesetzgeber deshalb Kin-
derarbeit in Bangladesch nicht verbieten, 
sondern den Minderjährigen die Chance 
auf Bildung sichern. Nur gefährliche Tätig-
keiten wurden unterbunden. Die Regierung 
erwartete, dass Arbeitgeber den bei ihnen 
angestellten Kindern den Schulbesuch er-
möglichten. Doch es gelang nicht, ein Auf-
sichtssystem zu schaffen, um die Arbeitsbe-
lastung der Kinder zu reduzieren und dieses 
Ziel erreichbar zu machen. Leider geht in 
Bangladesch trotz kostenfreier Grundschu-
len und Schulpflicht kaum ein arbeitendes 
Kind zur Schule. Es gibt Stipendien für Mäd-
chen – doch es sind längst nicht genug.

Millionen von Kindern riskieren ihre 
Gesundheit und ihr Leben bei der Arbeit. 
Laut einer landesweiten Studie über Kin-
derarbeit von 2013 leisten 3,45 Millionen 
Minderjährige zwischen fünf und 17 Jahren 
Erwerbsarbeit. Mittlerweile ist diese Zahl 
vermutlich gestiegen. Viele Kinder schuften 
in ausbeuterischen, aber offiziell ungefähr-
lichen Wirtschaftszweigen, etwa der tradi-
tionellen Fischverarbeitung. Allerdings hat 
das Verfassungsgericht die Regierung ange-
wiesen, Kinderarbeit in diesem Wirtschafts-
zweig zu unterbinden. Laut einem Bericht 
aus dem Jahr 2020 sind 20 Prozent der An-
gestellten in dieser Industrie minderjährig.

In den vergangenen Jahren ist Bangla-
deschs Wirtschaft schnell gewachsen. Doch 
das kommt nicht allen zugute. In der aktu-
ellen Entwicklungspolitik der Regierung 
kommen die Bedürfnisse und besonders 
die Bildung der Kinder zu kurz. Arbeitende 
Minderjährige bleiben außen vor.

Der Staat würde gut daran tun, das 
geltende Recht auch durchzusetzen. Er soll-
te gefährliche Kinderarbeit abschaffen und 
dafür sorgen, dass jüngere Kinder wirklich 
nur leichte Tätigkeiten verrichten. Vor al-
lem sollte der Staat Familien finanziell un-
terstützen, damit in Armut lebende Kinder 
zur Schule gehen, anstatt zu arbeiten.

RIDWANUL HOQUE 

ist Jura-Professor an der 

University of Dhaka. 

 

ridwandulaw@gmail.com Fo
to

: J
an

na
tu

l H
as

an
/p

ic
tu

re
-a

lli
an

ce
/P

ac
ifi

c 
P

re
ss

In bengalischen Ziegeleien rackern häufig Minderjährige. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/ridwanul-hoque
https://www.dandc.eu/de/contributors/ridwanul-hoque
https://www.dandc.eu/de/contributors/ridwanul-hoque
https://www.dandc.eu/de/contributors/ridwanul-hoque


E+Z  e-Paper  Oktober 2021 28

RECHTE DER KINDER

MÄDCHEN

Eines der schlimmsten Länder

Pakistan erkennt die Menschenrechts- sowie 
die Kinderrechtskonvention der UN an. Im 
Alltag sind traditionelle Normen aber oft 
wichtiger als förmliche Gesetzgebung. Folg-
lich sind grundlegende Rechte nicht wirksam 
geschützt – worunter Mädchen besonders 
zu leiden haben.

Von Mahwish Gul

Die internationale zivilgesellschaftliche Or-
ganisation Save the Children hat in diesem 
Jahr einen Weltbericht über die Lebens-
wirklichkeit von Kindern veröffentlicht. 
Pakistan liegt nach dem darin enthaltenen 
Index für das vorzeitige Ende von Kind-
heiten auf Rang 147 von 180 Ländern. Als 
„Kindheitsbeender“ werden Tod, chroni-
sche Mangelernährung, Arbeit, Fernbleiben 
der Schule, frühe Ehe und Mutterschaft ge-
nannt. Der Bericht geht nicht detailliert auf 
Geschlechtsunterschiede ein, belegt aber 
riesige gesellschaftliche Probleme.

Geschlechterdifferenzen belegt je-
doch die aktuelle Ausgabe des UNICEF-
Reports State of the World’s Children. 

Demnach gehen in Pakistan 18 Prozent der 
Jungen, aber 29 Prozent der Mädchen nicht 
in die Grundschule. 64 Prozent der Jungen, 
aber nur 55 Prozent der Mädchen schließen 
die Primarstufe ab. Teils tragen die Famili-
en die Verantwortung dafür. 25 Prozent der 
Mädchen, die den Schulbesuch vorzeitig 
beenden, tun das auf Wunsch der Eltern 
hin.

Im Teenager-Alter ist die Kluft laut 
UNICEF noch größer. Nur sieben Prozent 
der männlichen, aber 43 Prozent der weib-
lichen Mitglieder dieser Alterskohorte seien 
weder in Schule noch Ausbildung noch Er-
werbsarbeit.

Vor vier Jahren veröffentlichte diesel-
be UN-Organisation eine Situationsanaly-
se für Pakistan (UNICEF 2017). Sie besagte 
unter anderem, dass Töchter armer Dorf-
familien im Schnitt nicht einmal ein gan-
zes Lebensjahr in der Schule verbrächten. 
Söhne wohlhabender Stadtfamilien kämen 
dagegen mindestens auf zehn. Bei Jungen 
würden Durchfall und Atemwegserkran-
kungen zudem öfter behandelt – und auch 
ihre Impfquoten seien besser.

Um Geschlechtergerechtigkeit ist es in 
Pakistan ohnehin schlecht bestellt. Im aktu-
ellen Global Gender Gap Report des World 
Economic Forum liegt Pakistan auf Rang 
153 von 156. Für vier Dimensionen wertet die 
wirtschaftsnahe Lobbyinstitution bei dem 
Ranking nationale Statistiken aus:

 ● ökonomische Chancen und Teilhabe,
 ● Bildungsabschluss,
 ● Lebenserwartung und Gesundheit, 

sowie
 ● politische Teilhabe.

Pakistan schneidet in allen vier Fel-
dern schlecht ab – und für Kinder geht es 
schon in jungen Jahren ungerecht zu. Ihren 
turnusgemäßen Bericht reichte die Regie-
rung beim für Kinderrechte zuständigen 
UN-Komitee 2016 ein. Das Komitee kam 
daraufhin zu dem Schluss, Pakistan müsse 
mehr für Geschlechtergerechtigkeit tun und 
die Rechte aller Kinder sicherstellen.

Es beanstandete
 ● die gravierende Diskriminierung von 

Mädchen,
 ● dauerhafte Divergenzen bei Sterblich-

keit und Schulbesuch,
 ● die anhaltende Praxis von Hochzeiten 

in jungen Jahren,
 ● Schuldenbegleichung mittels Überga-

be von Mädchen,
 ● häusliche Gewalt und
 ● die steigende Zahl ermordeter Mäd-

chen.
Das Komitee hielt zudem fest, es man-

gele an Verständnis für die sexuellen und 
reproduktiven Rechte junger Menschen und 
es mangele an entsprechenden Gesund-
heitsdienstleistungen für Mädchen (siehe 
auch meinen Beitrag über Defizite der Se-
xualaufklärung in Pakistan im Schwerpunkt 
von E+Z/D+C e-Paper 2020/04).

SCHÄDLICHE TRADITIONEN

Frauen genießen in Pakistan nicht die-
selbe Wertschätzung wie Männer. Es gibt 
eine gesellschaftliche Präferenz für Söhne, 
die sich traditionell um ihre Eltern im Al-
ter kümmern. Töchter gelten dagegen als 
ökonomische Last, für deren Hochzeit eine 
teure Mitgift nötig ist und die sich danach 
um eine fremde Familie kümmern. Ent-
sprechend zeigte ein Befragung von Müt-
tern mit drei Kindern: Kein weiteres Kind 
wollten 60 Prozent der Frauen mit drei Söh-
nen, aber nur 21 Prozent der Frauen mit drei 
Töchtern. Fo
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Unterricht in Hyderabad: Mädchen sind im pakistanischen Bildungssystem benachteiligt.
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Abtreibung ist in Pakistan verboten, 
Schätzungen zufolge werden aber jährlich 
rund 2,2 Millionen Schwangerschaften ab-
gebrochen, was oft daran liegt, dass Eltern 
keine Tochter wollen. Die zivilgesellschaft-
liche Edhi-Stiftung zählte 2019 in Karatschi 
fast 400 Leichen von Neugeborenen, die im 
öffentlichen Raum gefunden wurden. Es 
waren überwiegend ermordete Mädchen.

Viele arme Familien können sich nur 
begrenzt um ihre Kinder kümmern, worun-
ter Töchter besonders leiden. Kinderehen 
sind oft die Folge wirtschaftlicher Not. 
21 Prozent der Mädchen heiraten vor dem 
18. Geburtstag. Zehn Prozent haben in die-
sem Alter schon selbst ein Kind. Dass Mäd-
chen als Teenager heiraten, gilt im ländli-
chen Raum als normal.

Männerdominanz prägt das Rollen-
verständnis. Laut amtlichen Statistiken 
finden 52,7 Prozent der heranwachsenden 
Mädchen, Männer dürften ihre Ehefrauen 
schlagen. Die Daten belegen auch, dass ein 
Drittel der jung verheirateten Frauen häus-
liche und sexualisierte Gewalt erfährt. Der 
Weltbericht 2019 von Human Rights Watch 

enthält ähnliche Aussagen. Zur geschlechts-
spezifischen Gewalt zählt er in Pakistan Ver-
gewaltigungen, sogenannte Ehrenmorde, 
Säureattacken, Schläge in der Familie sowie 
erzwungene Ehen.

Pakistan ist von Armut geprägt. Die 
Behörden bleiben schwach. Den Alltag 
prägen Traditionen, nicht die förmliche 
Gesetzgebung. Um den Schutz der Men-
schenrechte ist es nicht gut bestellt, und 
Mädchen sind besonders gefährdet. Staat-
liche Stellen und zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen müssen mehr dafür tun, dass 
sie Zugang zu Bildung und Gesundheitsver-
sorgung bekommen. Mädchen müssen vor 
Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung 
geschützt werden. Ihre Aussichten müssen 
so verbessert werden, dass sie zu entschei-
dungsfähigen Staatsbürgerinnen heran-
wachsen. Geschlechterdiskriminierung ist 
unakzeptabel.

Es hat in den vergangenen Jahren 
Fortschritte gegeben, denn die Kluft zwi-
schen den Geschlechtern war früher noch 
größer. Pakistan muss aber schneller vor-
ankommen. Millionenfach werden jungen 

Mädchen noch immer grundlegende Rechte 
verwehrt. Breiter Wohlstand wird nicht Fuß 
fassen, wenn Frauen ihr eigenes Schick-
sal nicht in die Hand nehmen können. Die 
Männerdominanz muss überwunden wer-
den. Unsere Nation kann es sich nicht leis-
ten, das Potenzial der Hälfte der Bevölke-
rung ungenutzt verfallen zu lassen. Wenn es 
dabei bleibt, wird Pakistan nicht nur eines 
der schlechtesten Länder für Mädchen welt-
weit bleiben – sondern auch eines mit den 
schlechtesten wirtschaftlichen Perspekti-
ven für alle.

LINK

UNICEF, 2017: Situation analysis of children in 

Pakistan

https://www.unicef.org/pakistan/media/596/

file/Situation%20Analysis%20of%20

Children%20in%20Pakistan.pdf
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PARTIZIPATION

Politische Beteiligung der Jugend

In mehreren Ländern mit niedrigem oder 
mittlerem Einkommen gibt es Bemühungen, 
Kinder und Jugendliche stärker politisch zu 
beteiligen. Beispielsweise ist die Neigung, 
Jugendliche schon mit 16 Jahren wählen zu 
lassen, in Lateinamerika besonders ausge-
prägt. Hier und anderswo zeigt sich: Es lohnt 
sich, junge Menschen früh in politische Ent-
scheidungsprozesse einzubinden.

Von Markus Kaltenborn, Heike Kuhn und 
Anna Pichl

Dass sich junge Menschen für politische 
Anliegen engagieren, ist kein neues Phä-
nomen. Wie wichtig ihnen das ist, zeigen 
in jüngster Zeit vor allem die Fridays-for-
Future-Proteste. Sie beweisen, dass keines-
wegs nur Volljährige dazu in der Lage sind, 
sich intensiv und sachkundig mit aktuellen 

gesellschaftlich relevanten Fragen ausein-
anderzusetzen. Sie möchten gehört werden 
und politisch Einfluss nehmen.

Völkerrechtlich sind solche Protestak-
tionen durch die UN-Kinderrechtekonven-
tion (KRK) geschützt, die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit garantiert. Die KRK 
geht aber noch weiter: Sie fordert in Arti-
kel 12 auch eine „angemessene“ Berück-
sichtigung des Willens des Kindes in allen 
Angelegenheiten, die es betreffen. Und der 
UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes 
fordert, dass Staaten die politische Beteili-
gung von Jugendlichen ausweiten sollten, 
um die Entwicklung einer aktiven Staats-
bürgerschaft zu unterstützen (CRC 2016).

Wenn Staaten Jugendliche politisch 
partizipieren lassen möchten, ist es eine na-
heliegende Möglichkeit, das Wahlalter her-
abzusetzen. Bislang erlauben aber nur weni-

ge Länder Jugendlichen unter 18 Jahren, an 
Parlamentswahlen teilzunehmen. Die Welt-
regionen mit den meisten Ländern, die ein 
Jugendwahlrecht ab 16 Jahren eingeführt 
haben, sind Lateinamerika und die Karibik. 
Wie kam es dazu, und was kann der Rest der 
Welt davon lernen?

JUGENDWAHLRECHT IN LATEINAMERIKA

Zu den Staaten, die jungen Menschen Parti-
zipationsrechte gewähren, zählen Argentini-
en, Brasilien, Ecuador, Nicaragua und Kuba, 
wobei diese Rechte im autoritär regierten 
Kuba mangels Demokratie und unabhän-
giger Justiz nur begrenzte Relevanz haben. 
Nicaragua, Brasilien und Kuba billigten je-
denfalls Jugendlichen ab 16 Jahren noch vor 
1989 das Wahlrecht zu – dem Jahr, in dem die 
UN die KRK verabschiedete. Argentinien zog 
2012 nach. In Bolivien, Chile, Venezuela und 
Uruguay gab es zwar Debatten zum Jugend-
wahlrecht, diese führten aber nicht zu des-
sen Einführung (Sanhueza Petrarca 2020).

Eine Ursache für diese besondere Ent-
wicklung ist sicherlich darin zu sehen, dass 
in dieser Weltregion im vergangenen Jahr- Fo
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Junge Menschen machen politischen Einfluss geltend. Auch in São Paulo gehen sie im Rahmen der Fridays-for-Future-Proteste auf die Straße.
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hundert mehrere rechtspopulistische Dik-
taturen zu Ende gingen. Die neuen Regie-
rungen versprachen sich von der Senkung 
des Wahlalters neben mehr Partizipation für 
Jugendliche sicherlich auch Stimmgewin-
ne. Für die später eingeführten Wahlrechte 
in Ecuador und Argentinien ist davon aus-
zugehen, dass die Verabschiedung der KRK 
der Auslöser war.

Für Ecuador, das als erster Staat dieser 
Region die KRK bereits im März 1990 unter-
zeichnete, gipfelte dies 2008 in der Veranke-
rung des Wahlrechts für Jugendliche ab 16 
Jahren in der Verfassung. Nach Erhebungen 
der lokalen Presse wird das Wahlrecht seit-
her von rund 60 Prozent der 16- bis 17-jähri-
gen Wählerinnen und Wähler genutzt.

Als wichtige politische Themen nen-
nen junge Menschen in Argentinien, Brasili-
en, Ecuador und Nicaragua unter anderem: 
Wirtschaft, Arbeitslosigkeit, die politische 
Situation, Korruption, Kriminalität und 
Armut. Wie auch Ältere informieren sich 
Jüngere über traditionelle Medien wie Zei-
tungen, Radio und Fernsehen. Sie nutzen 
daneben aber auch stark das Internet und 
soziale Medien.

Will man Chancen und Folgen des 
Jugendwahlrechts in lateinamerikani-
schen Ländern bewerten, muss man den 
demografischen Kontext im Blick haben: 
In Staaten, in denen junge Menschen die 
Mehrheit der Bevölkerung stellen, bedeutet 
das Jugendwahlrecht ein größeres Wähler-
gewicht für diese Gruppe. Das war auch in 
lateinamerikanischen Staaten so: Durch die 
Herabsetzung des Wahlalters konnten in 
erheblichem Umfang Neuwählerinnen und 
Neuwähler gewonnen werden.

Zugleich bedeutet eine solche Auswei-
tung der Wählerschaft mehr Partizipation 
und mehr politische Bildung. Junge Men-
schen können ihre Sichtweisen und Inter-
essen einbringen, sie können sich im poli-
tischen Austausch üben. Und sie erleben, 
dass ihre Stimmen relevant werden.

Eine wichtige Erkenntnis für einige 
lateinamerikanische Staaten ist außerdem: 
Das Wahlrecht mit 16 Jahren führt zwar 
nicht unbedingt zu einem höheren Vertrau-
en in die jeweilige Regierung. Wohl aber zu 
höherem Vertrauen in nationale Parlamente 
und Parteien. Wenn junge Wählerinnen und 
Wähler dieses Bürgerrecht wahrnehmen 
dürfen, verringert dies letztlich Gefühle der 
Unzufriedenheit und des Ausgeliefertseins. 
Das eröffnet die Chance auf eine höhere Le-

gitimität staatlichen Handelns – und damit 
auch auf größeren gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt.

KINDER- UND JUGENDPARLAMENTE 
WELTWEIT

Dass Minderjährige nationale Parlamente 
wählen dürfen, ist in Ländern mit mittlerem 
und niedrigem Einkommen bislang die Aus-
nahme. Allerdings sind vielfältige andere 
Bemühungen erkennbar, jungen Menschen 
die Teilhabe am politischen Geschehen zu 
ermöglichen.

So sind zum Beispiel in mehreren 
Staaten auf regionaler oder landesweiter 
Ebene Kinder- und Jugendparlamente ein-
gerichtet worden, etwa in Indien, Pakistan, 
Nigeria, Ruanda, Sambia, Malawi, Burundi, 
Mozambik, Tansania, Ghana, Sierra Leo-
ne, Lesotho und Südafrika. Das gibt jungen 
Leuten nicht nur einen Einblick in die parla-
mentarische Praxis, sondern bringt sie auch 
in Kontakt mit führenden Politikern.

Ob die Staaten auf diese Weise aller-
dings tatsächlich Möglichkeiten der politi-
schen Mitgestaltung schaffen, wird man in 
vielen Fällen kritisch hinterfragen müssen. 
Nach Einschätzung des UN-Kinderhilfswerks 
UNICEF und der Interparlamentarischen 
Union (IPU) sind Kinderparlamente oft nur 
einmalige, symbolische Ereignisse, die eher 
wenig Einfluss auf die konkrete Politik und 
Gesetzgebung haben (IPU/UNICEF 2011).

Damit solche Institutionen die politi-
sche Partizipation junger Menschen wirk-
lich verbessern, sind folgende Bedingungen 
nötig:

 ● Sie müssen einen regelmäßigen und 
intensiven Austausch zwischen Parlamen-
tariern und Kindern oder Jugendlichen er-
möglichen und

 ● die in den gemeinsamen Beratungen 
erzielten Ergebnisse sind in den Gesetzge-
bungsverfahren explizit zu berücksichtigen.

 ● Unterm Strich lässt sich sagen: Es 
lohnt sich, junge Menschen früh in politi-
sche Entscheidungsprozesse einzubinden. 
Wenn sie demokratische Abläufe einüben, 
hilft das sowohl den Jugendlichen als auch 
der Gesellschaft. Außerdem sind Jugendli-
che „Agents of Change“. Sie gestalten den 
Wandel, den die Agenda 2030 für nachhal-
tige Entwicklung von uns allen fordert. Und 
sie tun das nicht nur in Fragen des Klima-
wandels, wie Fridays for Future, sondern 
auch in Fragen der sozialen Sicherung, 

Reduzierung von Armut und Ungleichheit, 
Good Governance und Bildung.

Schließlich eröffnen die Sichtweisen 
der jungen Menschen und ihr Interesse an 
nachhaltiger Entwicklung auch neue Per-
spektiven und Denkmodelle. Sie können 
zu innovativen Lösungen beitragen. Darauf 
sollte die Welt nicht länger verzichten, zu-
mal Jugendlichen das Recht auf Beteiligung 
gemäß der KRK in nahezu allen Staaten 
weltweit zusteht.

LINKS
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JUSTIZ

Klimaschutz ist ein Kinderrecht

Spätestens seit der von Greta Thunberg initi-
ierten Klimabewegung „Fridays for Future“ 
ist jedem klar, dass Klimaschutz vor allem 
Kindern und Jugendlichen am Herzen liegt, 
denn sie werden in ihrem Erwachsenenleben 
am schlimmsten mit den Folgen der Erder-
hitzung zu kämpfen haben. Junge AktivistIn-
nen und Nichtregierungsorganisationen 
bestehen darauf, dass Klimaschutz ein ver-
bürgtes Kinderrecht ist.

Von Martina Dase

Vergangenes Jahr im September entschlos-
sen sich sechs portugiesische Kinder und 
junge Erwachsene zwischen 8 und 21 Jahren 
zu einer spektakulären Klage vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte 
in Straßburg: Sie zeigten 27 EU-Staaten so-
wie sechs weitere Länder wegen schwerer 
Versäumnisse in deren Klimapolitik an – 
eine medienwirksame Aktion, die großes 
internationales Aufsehen erzeugte.

Die Kinder und Jugendlichen führten 
die extreme Dauerhitze und die verheeren-
den Großbrände der vergangenen Jahre in 
verschiedenen Regionen Portugals darauf 
zurück, dass die Regierungen keine ange-
messenen Maßnahmen gegen den globalen 
Temperaturanstieg ergreifen – obwohl sie 
sich im Pariser Klimaabkommen von 2015 
dazu verpflichtet haben. Dadurch sahen 
Cláudia Duarte Agostinho, ihre beiden Ge-
schwister sowie drei weitere MitklägerInnen 
nicht nur uralte Pinienwälder, sondern auch 
ihr in der Europäischen Menschenrechts-
konvention garantiertes Recht auf Leben 
sowie auf Achtung des Privat- und Familien-
lebens (Artikel 2 und 8) bedroht.

Manche mögen die Eingabe bloß für 
einen eher symbolischen Akt auf der gro-
ßen Medienbühne gehalten haben. Ein 
paar junge, zum Teil noch minderjährige 
Heranwachsende gegen 33 Regierungen – 
das hört sich wie ein aussichtsloses Unter-
fangen an. Doch solche Aktionen schaffen 
mediale Wirkung und verändern zuneh-
mend das Bewusstsein von Politik und 
Gesellschaft. Außerdem hat die Initiative, 
die von einer Gruppe nichtprofitorientierter 

Anwälte unterstützt wird, tatsächlich erste 
Erfolge gezeitigt. Mitte November forderte 
der Gerichtshof in Straßburg die beklagten 
Länder zu Stellungnahmen auf, wie es bei 
jeder Anklage üblich ist. Dazu lehnte er den 
Antrag ihrer Rechtsvertreter ab, dem Ver-
fahren den Status einer dringenden Ange-
legenheit abzuerkennen. Die Regierungen 
konnten sich also keine weitere Zeit kaufen; 
sie mussten bis zum Mai offiziell auf die er-
hobenen Vorwürfe reagieren. Das alles sind 
deutliche Signale, dass die Klage in Straß-
burg sehr ernst genommen wird.

Cláudia und ihre Freunde werden 
dabei nicht nur von versierten Anwälten 
unterstützt. Acht nichtstaatliche Organisa-
tionen wie Climate Action Network Europe 
und wir, Save the Children, haben sich dem 
Prozess als sogenannte  „Third Parties“ an-
geschlossen. In dieser Funktion konnten wir 
Expertisen zum Thema einreichen, die den 
Hintergrund der Klage ausleuchten. Das war 
für uns eine willkommene Gelegenheit: Der 
Zusammenhang zwischen den Waldbrän-
den in der Region Leiria, die im Sommer 
und Herbst 2017 insgesamt 110 Tote sowie 
Hunderte zum Teil schwer Verletzte forder-
te, und der globalen Klimakrise ist leicht 
herzustellen. Darüber hinaus haben wir in 
einer Stellungnahme die vielfältigen, oft 

drastischen Auswirkungen der Krise auf die 
Kinderrechte ausführlich darlegen können.

KINDER ÜBERALL BETROFFEN

Save the Children-MitarbeiterInnen wer-
den bei ihren weltweiten Einsätzen heute 
vielfach mit den Folgen der Klimakrise kon-
frontiert. Immer häufiger kommt es in ver-
schiedensten Weltregionen zu Dürren, Star-
kregen und Hitzewellen. Die unmittelbaren 
Folgen sind Ernteausfälle, verschärfte Ar-
mut, Hunger, Obdachlosigkeit und spontane 
Migration. Das führt zu Mangel an Nahrung 
und sauberem Trinkwasser, erschwertem 
Zugang zu Gesundheitsversorgung und Bil-
dung, worunter Kinder am meisten leiden. 
Das betrifft besonders jene 45 Länder mit 
dem höchsten Risiko, an den akuten Folgen 
von Klimakatastrophen zu leiden – und dort 
leben aktuell rund 710 Millionen Kinder.

Die Klimakrise ist also auch eine Krise 
des Kinderrechts, sie beeinträchtigt viele in 
der Children‘s Rights Convention der UN ge-
schützte Grundrechte – vom Recht auf Le-
ben und Entwicklung (Art. 6) über das aufs 
„erreichbare Höchstmaß an Gesundheit“ 
(Art. 24), das Recht auf Bildung (Art. 29.1) 
und das Recht auf Kindeswohl (Art. 27) bis 
zum Recht auf angemessene Lebensbedin-
gungen (Art. 27). Schon deshalb müssen die 
Interessen von Kindern und Heranwach-
senden vor Gericht und in der Politik Vor-
rang haben. Save the Children fordert, dass 
Regierungen Kinder und Jugendliche aktiv 
in die Entscheidungsprozesse einbinden 
und ihre Vorschläge beachten sollen.
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Dieses Mädchen aus Simbabwe ist unterernährt, seinen Eltern fehlt es an Lebensmitteln. 
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Junge Aktivisten weltweit

Kinder und Jugendliche fordern 
ihr Recht auf ein sauberes Kli-
ma und eine lebenswerte Welt 
immer häufiger auf dem Rechts-
weg ein. 2015 zogen im US-Staat 
Oregon 21 Minderjährige und 
junge Erwachsene mit Hilfe 
zweier nichtstaatlicher Organi-
sationen (Our Childrens Trust 
und Earth Guardians) gegen die 
US-Regierung vors Distriktge-
richt. Sie machten geltend, dass 
deren ungebremste Ausbeutung 
fossiler Brennstoffe die Klimak-
rise anheize und damit ihre Zu-
kunft gefährde. Dabei beriefen 
sie sich auf einen, in vielen Staa-
ten geltenden Rechtsgrundsatz, 
die „Public Trust Doctrine“. Sie 
besagt, dass die Entscheidungs-
träger alle natürlichen Ressour-
cen wie Wasser, Luft und Bo-
den für künftige Generationen 
schützen müssen.

Mehrere Jahre lang 
plädierten Vertreter des US-
Justizministeriums dafür, die 
Gerichte für nicht zuständig 
zu erklären sowie die unter „Ju-
liana v United States“ berühmt 
gewordene Klage abzuweisen. 
Dagegen insistierte Julia Olson 
als Anwältin der Klägerin, es sei 
sehr wohl „Sache des Gerichts, 
von der Regierung zu fordern, 
dass sie Maßnahmen ergreift, 
um die Schadstoffe der globa-
len Erwärmung abzubauen“. 
„Diese Kinder werden viel län-
ger leben als Sie“, appellierte 
sie vor Gericht – und zwar „bis 

zum Ende des Jahrhunderts, 
wenn die Meere um zehn Fuß 
höher gestiegen sind“. Schließ-
lich lehnte die Vorsitzende 
Richterin die Eröffnung eines 
Verfahrens ab, wies aber bei-
de Parteien an, sich auf einer 
„Settlement Conference“ so gut 
es geht zu einigen.

In Kolumbien wiederum 
reichten 25 Jugendliche vor drei 
Jahren eine aufsehenerregende 
Klage gegen ihre Regierung ein: 
Weil deren Entscheidungsträger 
bei weitem nicht genug gegen 
das Abholzen der Regenwälder 
am Amazonas unternähmen, 
sehen sie ihre in der Verfassung 
garantierten Rechte auf einen 
gesunden Lebensraum gefähr-
det. Darauf ordnete der Oberste 
Gerichtshof im April an, dass 
die Regierung binnen von vier 
Monaten einen Aktionsplan 
zur Reduzierung der Abholzun-

gen vorlegen muss. Außerdem 
wurden die Präsidentschaft so-
wie die Ministerien für Umwelt 
und Landwirtschaft auf einen 
„Inter-Generationen-Pakt für 
das Leben des kolumbianischen 
Amazonas“ unter Beteiligung 
der Kläger, betroffener Kommu-
nen und Wissenschaftler ver-
pflichtet.

„Es ist offensichtlich, 
dass der kolumbianische Staat 
das Problem der Abholzung 
am Amazonas ungeachtet zahl-
reicher internationaler Ver-
einbarungen, Abkommen und 
Rechtsprechung nicht effizient 
angegangen ist“, erläuterten 
die Richter ihre Entscheidung. 
Sie wurde von dem Anwalt der 
Kläger als „historisches Urteil“ 
gefeiert – weil sie kommenden 
Generationen unbestreitbare 
Rechte zuspreche und darüber 
hinaus die Regierung auf einen 
Aktionsplan festnagele.

2019 reichte die „Fridays 
for Future“-Gründerin Greta 
Thunberg mit 15 anderen Ju-

gendlichen am UN-Gerichtshof 
eine Beschwerde gegen fünf 
Länder mit hohen Treibhaus-
gasemissionen ein. Die Län-
der Argentinien, Brasilien, 
Frankreich, Deutschland und 
die Türkei würden ihre in der 
UN-Kinderrechtskonvention 
garantierten Menschenrechte 
verletzen. Die Staaten lehnen 
es ab, ihre Klage gesondert in 
den einzelnen Ländern zu ver-
handeln, weil dies „nicht die 
Art einer weitreichenden, in-
ternationalen Entlastung“ er-
bringe, die es zur Wende in der 
Klimakrise bräuchte.

Unabhängig von den Ur-
teilen ist überall ein ähnliches 
Grundmuster zu erkennen. Die 
Heranwachsenden nehmen 
den schleppenden Gang der 
Maßnahmen gegen den Klima-
wandel auf politischer Ebene 
nicht einfach hin, sondern er-
greifen mit Hilfe von Anwälten 
und Nichtregierungsorganisa-
tionen als „Children of the Pro-
secution“ die Initiative. Ganz 
so, wie es der damals 15-jährige 
Aktivist Xiuhtezcatl Martinez, 
Mitbegründer von Earth Gu-
ardians, 2015 bei seiner beein-
druckenden Rede vor der UN-
Vollversammlung angekündigt 
hat: „Wir breiten uns auf den 
Straßen aus, und wir breiten 
uns in den Gerichten aus… um 
der Welt zu zeigen, dass sich da 
eine Bewegung erhebt und dass 
unsere Generation an der Spit-
ze dieser Bewegung steht.“ Die 
Gerichte wiederum nehmen 
immer mehr die Politik in die 
Verantwortung.  MD Fo

to
: R

ic
ca

rd
o 

S
av

i/
Z

U
M

A
P

R
E

S
S

.c
om

/p
ic

tu
re

 a
lli

an
ce

Greta Thunberg vor dem US-Kongress in Washington. 

Wenn sich die mächtigsten Regierun-
gen der Welt im November in Glasgow auf 
der UN-Klimakonferenz beraten, sollte da-
bei unbedingt auch die junge Generation 
gehört werden. Sie haben in dieser Krise den 
klareren, weil kompromissloseren Blick, 
und ihr jugendliches Alter ist dabei nicht 
Handicap, sondern zusätzliches Argument: 

Es geht um Perspektiven, die nicht kürzer 
als Lebenserwartungen sein dürfen.

Das Bundesverfassungsgericht denkt 
bekanntlich ähnlich langfristig. Es beschied 
im Frühjahr der Bundesregierung, sie müs-
se ihre Klimagesetzgebung verschärfen, 
weil die globale Erwärmung in künftigen 
Jahrzehnten sonst für nachfolgende Gene-

rationen zu „umfassenden Freiheitseinbu-
ßen“ führen werde.    
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KRIEGSVERBRECHEN

Kinder an der Waffe

Kindersoldaten werden all ihre Grundrechte 
vorenthalten. Auch wenn Konflikte beendet 
sind, können sie in ihren Heimatländern nicht 
auf Gerechtigkeit hoffen. Projekte wie die 
„Rebound-Zentren“ in der Demokratischen 
Republik (DR) Kongo helfen ihnen immerhin 
dabei, in einen normalen Alltag zurückzukeh-
ren.

Von Dirk Bathe

Der 20. November 1989 war ein bedeutsa-
mer Tag in der Geschichte der Vereinten 
Nationen: Die Mitgliedsstaaten einigten 
sich auf die UN-Kinderrechtskonvention, 
einen völkerrechtlichen Vertrag, dessen 54 
Artikel allen Kindern weltweit ein Leben in 
Frieden, Freiheit und gesicherter Existenz 
gewährleisten sollten. Mittlerweile haben 
mit Ausnahme der USA alle Mitgliedsstaa-
ten der UN die Übereinkunft anerkannt. Sie 
bildet die Grundlage für zehn Artikel, die 
gemeinhin als „Grundrechte der Kinder“ 
bezeichnet werden.

Kein einziges dieser zehn Grundrechte 
wird in der Lebenswirklichkeit von Kindern 
umgesetzt, die zum Kampf mit der Waffe ge-
zwungen werden. Die Kinderrechtskonven-
tion und ihre Ergänzungen schreiben zwar 
den Schutz von Kindern in bewaffneten Kon-
flikten vor. Und sie verbieten es, Minderjäh-

rige zu Kampfzwecken einzusetzen. In der 
Praxis haben viele Kinder allerdings keinen 
anderen Ausweg, als zur Waffe zu greifen. 
Sei es, weil sie zwangsrekrutiert werden; sei 
es aus schierer Not, nicht anders überleben 
zu können. Ihre Grundrechte auf Schutz, 
Förderung und Beteiligung werden also ei-
nerseits von staatlicher Seite formal zugesi-
chert, andererseits aber real gebrochen.

Natürlich wäre es naiv zu erwarten, 
dass Kommandeure von Milizen, etwa in der 
DR Kongo, in Lateinamerika oder im Südsu-
dan, auch nur einen Moment an Kinder-
rechte und UN-Konventionen denken. Die-
se Aufgabe kommt anderen zu: Juristinnen, 
Polizisten, Politikerinnen. Ihr Mittel, um 
Kinderrechte durchzusetzen, ist die straf-
rechtliche Verfolgung von Verstößen gegen 
diese Rechte. Leider gelingt dies auf natio-
naler Ebene kaum: Die Institutionen vor Ort 
sind meist zu schwach und zu korrupt.

Auf internationaler Ebene gab es im-
merhin jüngst einige wenige spektakuläre 
Prozesse. Im Mai 2021 verurteilte der Inter-
nationale Strafgerichtshof in Den Haag den 
ugandischen Rebellenchef Dominic Ong-
wen zu 25 Jahren Haft: wegen Mord und 
sexueller Gewalt – und auch wegen des Ein-
satzes von Kindersoldaten. Und im Juni er-
hielt der liberianische Warlord Alieu Kosiah 
vom schweizerischen Bundesstrafgericht 

eine Haftstrafe von 20 Jahren. Ihm wurden 
zahlreiche Kriegsverbrechen während des 
liberianischen Bürgerkriegs in den Jahren 
1989 bis 1996 vorgeworfen, auch der Einsatz 
von Kindersoldaten und -soldatinnen.

Gerade der Fall Kosiah zeigt das Pro-
blem schwacher nationaler Institutionen 
auf: Während es in der Schweiz möglich 
war, einen Prozess anzustrengen und bis 
zur Urteilsfindung voranzutreiben, wurde 
Kosiah in Liberia selbst nicht strafrechtlich 
verfolgt.

Urteile gegen solche Milizenführer 
sind wichtig und setzen Zeichen. Sie reichen 
aber bei weitem nicht aus – schon allein 
deshalb, weil es auf internationaler Ebene 
zu selten zu derartigen Prozessen kommt. 
Um vor Ort auf nicht-staatlicher, lokaler 
Ebene den Sinn für Kinderrechte zu schär-
fen, braucht es beispielsweise aufklärende 
Kampagnen in Dörfern und Gemeinden, 
Kooperationen mit lokalen Regierungs- und 
Religionsführern oder die Bereitstellung 
von entsprechendem Schulmaterial. Eine 
Möglichkeit sind auch Kinderparlamente, 
in denen Kinder selbst an politischen Ent-
scheidungen teilhaben können.

Solche präventiven Maßnahmen wir-
ken allerdings erst mittelfristig – bestenfalls. 
Das Kinderhilfswerk World Vision versucht 
deshalb, zumindest einigen Betroffenen 
auch kurzfristig bessere Perspektiven zu 
bieten. In sogenannten Rebound-Zentren in 
der DR Kongo und im Südsudan haben wir 
bereits hunderten Mädchen und Jungen, 
die als Kindersoldaten und Zwangsprostitu-
ierte missbraucht wurden, den Schritt in ein 
ziviles Leben ermöglicht. Sie erhalten psy-
chosoziale Betreuung, besuchen eine Schu-
le und haben die Chance auf eine berufliche 
Ausbildung. All das ermöglicht den Kindern 
Zugang zu ihren elementaren Rechten, zum 
Beispiel auf Bildung, Gesundheitsversor-
gung und Schutz vor Gewalt.

Auch die Rebound-Zentren sind als re-
aktive Maßnahmen aber nur ein kleiner Teil 
der Lösung. Letztlich geht es nicht ohne die 
Stärkung der demokratischen Strukturen, 
ohne nachhaltige Armutsbekämpfung und 
ohne die Behebung der Konfliktursachen in 
fragilen Staaten.
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Existenzgründung als Schuster im Rebound-Center, DR Kongo.

https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe


E+Z  e-Paper  Oktober 2021 35

RECHTE DER KINDER

KINDERARBEIT

Kindheit im Steinbruch

Im globalen Süden arbeiten noch immer Kin-
der unter lebensgefährlichen Bedingungen 
– unter anderem für Grabsteine auf west-
lichen Friedhöfen, wie ein Buch zeigt.

Von Dagmar Wolf

Weltweit sind mehr als 150 Millionen Kin-
der zwischen fünf und 17 Jahren gezwungen 
zu arbeiten. Zu den besonders geächteten 
Formen von Kinderarbeit zählen die UN die 
gefährliche Arbeit in Steinbrüchen. Der Po-
litikwissenschaftler Walter Eberlei hat ein 
lesenswertes Buch herausgegeben, das die-
se Missstände thematisiert.

Reiche Länder profitieren demnach 
davon, dass Kinder anderswo illegal und für 
einen Hungerlohn in Steinbrüchen schuf-
ten. Allein Deutschland führte laut der 
Studie 2016 fast 20 000 Tonnen Naturstein 
aus China, Indien und Vietnam ein, unter 
anderem für Pflastersteine und Grabsteine, 
aber auch für Küchenplatten und Gartenge-
staltung. Etwa ein Drittel aller Grabsteine in 
Deutschland stammt Schätzungen zufolge 
aus Indien – einem Land, in dem Kinder 
circa 8 bis 10 Prozent der Arbeiterschaft im 
Stein- und Minensektor ausmachen. Etwa 
eine Million Kinder könnten betroffen sein.

Die Minderjährigen arbeiten teils 
schon ab ihrem fünften Lebensjahr. Sie 
helfen bei Sprengungen, schleppen schwe-
re Lasten oder schneiden und polieren 
Gestein. Dabei gebrauchen sie gefähr liche 
Werkzeuge und Chemikalien. Neben Haut-
abschürfungen, Knochenbrüchen und 
Missbildungen drohen ihnen Unfälle, die 
Tod oder Behinderung nach sich ziehen  
sowie Lungenkrankheiten wie Asthma oder 
Silikose.

In der Regel besuchen diese Kinder 
keine Schule oder haben sie früh abgebro-
chen. Sie haben kaum Chancen, der lebens-
langen Armut zu entkommen. Obwohl sie 
wenig verdienen, reicht das Einkommen 
ihrer Familie ohne ihren Beitrag oft nicht 
aus, denn ihre Eltern sind unterbezahlt und 
nicht sozial abgesichert. Das führt in Kredit-
fallen. Da Kinder die Schulden ihrer Eltern 
erben, können ganze Familien über Gene-

rationen hinweg durch Schuldknechtschaft 
versklavt sein.

Auch das in Indien nach wie vor stark 
präsente Kastensystem spielt laut der Stu-
die eine wichtige Rolle. Die Vaddera, die 
Steinmetz-Kaste, gehöre zu den niedrigeren 
Kasten in der Hierarchie. Die Angehörigen 
dieser Kaste sähen in der Regel keinen Wert 
in der Beschulung ihrer Kinder. Ein beruf-
licher Aufstieg sei kaum möglich.

Das Buch wirft auch ein Licht auf 
China, den weltweit größten Naturstein-
produzenten und führenden Exporteur für 
Halbfertig- und Endprodukte in die USA 

und nach Europa. Auch wenn die Datenlage 
intransparent sei, ließe die günstige Preis-
gestaltung in China auf prekäre Arbeitsver-
hältnisse und Kinderarbeit schließen, so der 
Bericht. Obwohl Kinderarbeit in China eher 
ein Tabuthema sei, werde etwa schwere Ar-
beit von straffälligen Jugendlichen – auch 
in Steinbrüchen – als angemessene Behand-
lung betrachtet. Zudem würden Schulen 
ihre Schüler teils für schwere Arbeiten ver-
mitteln, um die eigene finanzielle Situation 
aufzubessern.

Das Fazit des Buches ist ernüchternd: 
Während beispielsweise Brasilien durchaus 
Fortschritte im Kampf gegen die schlimms-
ten Formen der Kinderarbeit habe erzielen 
können, blieben Länder wie Indien, China 
und auch Vietnam weit hinter ihren Mög-
lichkeiten zurück. Und das, obwohl dort 
eigentlich Gesetze zum Schutz von Kindern 
gelten. Als Gründe für diese Kluft zwischen 
Recht und Wirklichkeit nennt das Buch un-
ter anderem:

 ● mangelnden politischen Willen,
 ● weit verbreitete Korruption,
 ● wenig konsequente Strafverfolgung,
 ● staatliche Kontrolle von investiga-

tivem Journalismus.
Die schlimmsten Formen von Kinder-

arbeit zu verbieten und zu beseitigen gehört 
zu den wichtigsten Zielen der Agenda 2030 
für Nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Goals – SDGs). Hier gibt es 
noch viel zu tun. In erster Linie müssten die 
Länder selbst handeln, indem sie geltendes 
Recht konsequent anwenden, erwachsenen 
Arbeitnehmern faire Löhne zahlen und 
wirksame Sozialsysteme etablieren. Aber 
auch Importländer wie Deutschland könn-
ten ihren Teil beitragen, etwa mit strengen 
Vergaberichtlinien im öffentlichen Beschaf-
fungswesen oder durch transparente Zerti-
fizierung.
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